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Wenn die HersUillung übereinstimnientlur Anschauungpn, 
die Auffindung von Wahrheiten, welche allgemeine Anorken- 
nang finden als das Ziel der wissenscliaftlidien Thätigkeit 
betrachtet wird, ao wird man kaum eine Lehre finden können, 
welche von diesem Ziel weiter entfernt ist als die von den 
juristisohen Personen. Die Ansichten gehen hier nicht blos 
in Detailfragen auseinander, die KebLungsrerschiedenheiten 
beziehen- sich vielmehr gerade auf die allgemeinsten Fragen 
der Itehre; insbesondere sind in nenei'er Zeit zwei Oeldirte 
aufgetreten, welche eine vollständige Umwandlung der Lehre 
von den juristischen Personen foixLom. Brinz will bekanntlich 
die juristischen Personen überhaupt beseitigen und durcb daa 
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ZweckTermögen enetzen und Gierke Tersncht, die aus dem 
rOinischen Becht stammenden juristischen Peraonm 2U vw- 
drängen und statt ihrer die deutsche Gknossenschaft in das 
tDodeme Kechtsleben einzufEQiren. 

Diese beiden Theorien teilen nun allerdings das Schicksal 
der meisten neuen ErschcinunjiTGii aui juristischem (ichiet. inso- 
fern siu mein W'idoisprucli als Zustitntnung getünden haben, 
aber der 8tr( it kann troUdem cutlcrut nicht als ein ausge- 
trageuor betrachtet werden. 

Wer nun in diesen Kontroversen Stellung zu nehmen 
sucht, stösst zunächst auf methodische Scliwierigkeiten. Denn 
es gibt wohl kaum ein Gebiet des Civilrechts, aut welchem 
der Erörtorung allgemeiner Fragen eine so grosse Bedeutung 
beigelegt wird, wie das der juristischen Personen. Mehr als 
in den meisten andern Lehren wird hier Uber Begriff und 
Wesen, Übet die Besiehung au andern allgemeinen B^iffen 
und Principien gesprochen. Mit der Tendems der jetzt herr- 
schenden wissenschaftlichen Bewegung scheint das nicht in 
Einklang zu stehen; denn diese ist solchen principiellen 
üntersnchungen entschieden abgeneigt. Es ist ja speciell 
gegen die sogfiiaiinte Begriffsjuiisjuiulenz; in neuester Zeit 
viel und nicht olnsc Erfolg polemisii t worden. Während die 
frühere Litteratnr violfach von der An.schauuiig beherrBcht 
wird, dass es ein au sich feststehendes Wesen der juristischeu 
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Begriffe und Verhältnisae gibt, iat jetst wolil tmFrincip aner- 
kanntf dass derartige apriorische FeststeUungen nicht möglich 
sind. Und nicht bloa dagegen hat man sich erklärt, dass solche 
Begriffsbestimmungen ohne Anlehnung an die historische Ent- 
wicklung der einzelnen Rechtsordnung oder unter /Yerallg»* 
meinening romanistischer Anschanimgon mit dem Anspruch anf- 
!4< stellt weiden, ftir alle Rechtsordnungen zutreffend zn sein; 
nian ist auch misstraiiisch geworden gegen die Versuche, 
welche aut dviu Jiodon einer einzeln' n IJi i htsnnlnung das 
Detail einer Lehre aus einer kurzen Delinition abzuleiten und 
zu erklären nntenielinicn. 

Abel- diese Hetraehtungen scheinen ant" tjic wissenschatt- 
liche Thätigkeit im Einzelnen bis jetzt noch keinen dur< li- 
gieifenden Einfluss ausgeübt zu haben. Insbesondere sind 
auf dem Gebiet der joristischen Personen die principiellen 
Untersuchungen durchaus nicht in den Hintergrand gedrftngt 
worden. Steht doch das neueste grosse Werk über juristische 
Personen, die Qenossenschaftstheorie von Gierke, in' einem 
Masse auf dem Boden der Begrifi^urisprudenz, wie dies kaum 
bei einem Werke der romanistischen Litteratur der Fall sein 
dürfte. Denn von Begiillsjuiispiudenz wird man doch wohl 
reden können bei der eminenten Bedentnng. die Gierke 
seinen liegritlcu der ( Jcno-iscnscliaft nnd <h-r gesummten Hand 

beilegt. Das ganzu Werk ist ja eigentlich von dem üestreben 

1* 
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«rMlt, das Detail des tausend Seiten starken Bandes als Kon- 
sequenz aus den genannten Begriffen abzuleiten. 

Wer die Abneigung gogon die BegrifiGBjuriäprudenz teilt, 
der könnte vielleicht zunftohst auf den Gedanken kommen, 
bei der Behandlung einer einzelnen Lehre von. allen pnnci- 
piellen Untersuchungen über Wesen, Begriff und Natur abzu- 
sehen un<J sich nur der Behandhinj; der Ein?:elfragen zuzu- 
wenden. Aber SU sehr sich dieses Vui taliK ii. und zwar besonders 
bei der Lehi-e von den juristischen Peraonen, durch seine Ein- 
fachheit empfehlen würde, so acbeint os doch gerade hier nicht 
möglich, diesen Weg einzuschlagen. Die prineipieUen Unter- 
suchungen sind in der Litteratur mit den speciellen vielfach 
so eng verbunden, dass ein Ausacheiden der ersteren nicht 
thunlidi ist. Wenn man, wie das zum Beispiel beiOierke so 
häufig der Fall ist, auf die Behauptung stOsst, dass sich irgend 
eui Detailsatz aus einem allgemeinen Begriff oder Princip ergibt, 
so ist eine erschöpfende Untersuchung und Widerlegung nicht 
möglidi, ohne dass auf die allgemeinen Fragen eingegangen 
wird. Femer ist jene Verwerfung der Begriflsjurisprudenz 
einei'seita vtel zu unbestimmt, andererseits zu wenig fest be- 
gründet, al?^ (la.ss) aus derselben die vollständige Nichtbeachtiuig 
aller begrittiiclien Untersuchungen abgeleitet werden kountu. 
ik i dein Ausdruck liegrlfTsjurisjii udonz, für den meines Wissens 
noch keine scharfe Deüuitiou aufgestellt ist, kann mau an 
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BsHsr venchiedenartige Dioge denken und die Verwecfiing deiv 
selben beruht bisher mehr auf allgemeinen Birwägungen 
als auf genauem Bingehen auf einzdne Lehrra; und doch 

kann nur in letzterem volle Begiiindung und scharfe Präci- 
siiuiig iür derartiges Urteil gefmiden \scrdeii. Wenn 

übrigens aucli die weitere Forschung metliodisclie Foldor der 
bij'ht'ri'^r'ii THfhandlunfjsweise aufdecken sollte, ho ist dorh nicht 
ohne weiteres anaunehmen , dass nun alles mit diesen Fehlem 
Zusammenhängende vollständig wertlos ist. Es ist nicht blos 
möglich, sondern auch wahrscheinlich, dass auch in principiell 
und methodisch anfechtbaren Erörteraugen wertvolles Material 
•enthalten ist. £s wird deshalb in derXjehre von den juristischen 
Personen ein Eingehen auf die allgemeinen imd begrifflieben 
Fi'agen auch von dem nicht zu umgehen sein, der sich von der- 
.artigen Untersuchungen nicht viel verspricht und mehr nega- 
tive als positive Resultate erwartet. 

Methodische Betrachtungen sind in der die juristische Person 
behandelnden Litteratur kaum zu finden. Die Schriftsteller 
scheinen mehr oder weniger von der Vorstellung beherrscht zu 
sein, dass die Frage luicli Bepfriff, Natur oder Wesen der ju- 
ristischen T*ersfin einen kkircii. eiiifacdi zu bestiiiiiiiendeu iSiuu 
habe. Die in ineluer jiirist isclien BegrilT.shildunj* im Allge- 
jneineu gegen derartige Anschauungen getülirte Polemik habe 
'ich auch bei der Betrachtung der juristischen Person bestAtigt 
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gefimden. Ich habe den Eindruck gewonnen, dass in den al]^ 
ganeinen Erörterungen über juristiBolie Personen mannigfache 
Probleme von verschiedenem Wert nnd ungleicher Bedeutung 
behandelt und von keineswegs identischen VoranasetEungen ab- 
hängige Fragen besprochen werden, ohne dase die Unterschiede- 
in der Litteratur deutlich hervortreten. Wenn deshalb nur 
ganz im Allgemeinen über Wesen und Natur der juristischen 
Personen, über die Qe^friff^bcstimmung derselben vrihaiidelt 
und gestritten wird, so iM di.' Tif/cii linunij, <lt s I^iobionis eine 
viel zu allgeineiii«', es ist viel zu selir die Möglichkeit gegeben, 
daas die streitenden Parteien mit ihren Behauptungen an ver- 
schiedene Verhältnisse und Beziehungen denken. Es scheint 
mir deshalb angezeigt, der materiellen Untersuchung eine Be- 
trachtung Über die Pragest^ung voraoasuschicken und hierbei 
genauer, als bisher geschehen ist, den Sinn und die Bedeutung 
zu prftcisiren, die den Fragen beigelegt werden können. Die 
Aus^nanderlegung der auf diesem Gebiet durcheinander lau- 
fenden Probleme wii-d asugleich auch einige AufklArung über 
die Beziehungen imd Elemente gewähren, von denen in letzter 
Listanz die Beantwoiiung der aufzuwerfenden Fragen abhftugt. 

Wenn nun im Folgenden methodische Fragen behandelt 
werden, so bedarf es wohl kauui einer besonderen Versicherung, 
dass die nachst<!h<'ndcn l^ctrachtungen auf <'infr cingclienden 
Beschälciguug mit der Lohre \uu den Juristischen IVrsunen 
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lierohoL llateirielle und methodisclie FrageaL hftngm bo eng 
zoBammen, daas bei der UnteiBudnuig eine Tiezuuuig derselben 
nicht mftglick i»t. Nur Ar die Darstellmig scheint die Son- 
demng Vorteile eu bieten, w«m dieselbe audi niolit gane 
■dorchzuf&hren ist und einzelne über metiiodisohe Fragen lünans- 
.grcifende Feststellungen nicht ganz zu Termeiden sein werden. 
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So sehr auch bei der Auffassung der juristiBchon Ptrsdneu 
die Ansichten auseinander gehen, so gibt es doch einige Punkte, 
in Bezug auf welche allgemeine Ucbereinstmimimg hunscht, 
welche unbentritten und in gewissem Umfang , wie wir sehen 
werden, auch unbestreitbar sind. Es empfiehlt sich, eine Basis 
für das Folgende durch die Feststellung zu gewinnen, was 
von allen Seiten gleichmä^sig anerkannt wird. Dieselbe wird 
keinen grossen Umfuig einnehmen. 

Eine Uebereinstanunimg herrscht zuna4}h8t in Bezug auf 
den Sprachgebrauch insofern, als, von zweitelhaiten Gtew- 
regnlinmgsfi'agen abgesehen, sammtliche SchriftsteUer bei dem 
Ausdruck juristische Person an dieselben Reohtsv^hAltniase 
d^kra. Und dieser Sprachgebrauch wird auch von dez^jenigen, 
welche den juristiBch^ Personen die Existenzberechtigung 
absprechen, wcnig^ston8 insofern an^kannt, als sie bei der 
Polemik gegen die juristischen Personen doch wieder dieselben 
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Kechtsverhältnisse im Äuge haben, bei denen die hen-acbende- 
Ansicht mit juristiaclien Personen op(^rirt. 

Eine beinahe vollständige Uebereinstininrang — die durch 
das Wort beinahe gegebene Einscbr&nkting ist namentlich mit 
Rücksicht aiif Boise notwendig — herrBchst dann insofern, 
als bei Korporationen, Stiftungen, überhaupt bei den Lebens* 
erscheinungen, bei denen mit dem Begriff der jiiristischon 
Person operirt zu werden pflegt, wieder, wie bei den rechtlichen 
Besiehungen der einzelnen Menschen, mit dem Begritf des 
Rechts im subjektiven Sinn, der Verpflichtung, des Vermögens 
und ähnlichen operirt wird. Man stimmt der Hauptsache nach 
darin übercin, dass das, was ;uit di^'scni (rebiet juiisfisch lco- 
schieht oder zu geschehi.'ii liat, den deutlichsteu und be.sten 
Ausdruck findet , indem am ti tii> r die Denkform des subjek- 
tiven Rechts und die damit zusammenhängenden Begriffe vei- 
wendet wei-den. 

Sofern subjektive Rechte nnd Pflichten angenommen worden, 
besteht dann weitere UebereinstinuDimg darin, dass bei der 
juristischen Pwson die Bechte und Pflichten nicht direkt an 
die beteiligten Menschen, sondern an einen neuen, selbstän- 
digen Beziehungspunkt angeknüpft werden. Ueber die nähere 
Beschaffenheit dieses Besiehungspunktes gehen die Ansichten 
auseinander, aber in der Annahme eines solchen stimmen 
sowohl die Anhänger der juristischen Person als auch diejenigen 
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übciciii . welch»} von jiiri.->t isi ln ii I'immiik.ji nidits \vi:^^t n uinl 
an Stüllo il< i scllioii (Ins Zweckverniögen setzen wollen. Üonu 
auch hi( I w ird ja ein Beziehungspunkt für das V'ermiigen nnd 
die da»;selbc bildenden rechtlichen Beziehungen gesetzt, derselbe 
— von Brinz (»» liöipunkt genannt — wird nur andr-rs auf- 
gefaast als von der herrachenden Lehre, die mit juristischen 
Personen operirt. 

Eine solche Ankiiflpfuog ist auch beilhering vorhanden, 
obgleich derselbe erkUrt, daaa die wahren Rechtasnbjekte 
diejenigen Peisonen seien, denen das Vermögen der juriatisohen 
Person schliemlich za gute kommt. Diese abweichende Auf- 
fassung, auf die zurÜckEukommen sein wird, hat nur darin 
ihren Omnd, dass Ihering den Begriff des Reditasubjekts 
anders auffasst. als es sonst üblieh ist. 

Auch Gicrke winl ;ils /,u>t iunDcnd l.cli acüLeL WLiden 
dürfen; denn wenn ei' aucl: unt.r l ' nistamhii eine Mitberceh- 
tignng der Gmos^tnHehattsniitglieder an dem Vermöjren der 
Oeuoitöeabchaft aimimmt, »o geht er doch von einer Anknüpfung 
des Vermögeng an die öenossen.schaft aus. 

Diese Ueb(?reinstinimung beruht auf einer inneren Not- 
wendigkeit. Die Annahme der letzteren stüisi sich nicht auf 
eme naturrechtliche Anschauung, auf einen Rückfall in unzu- 
lässige Begriffigurisprudenz, als ob der Begriff der juristischen 
Person an sich g^eben oder wenigstens mit bestimmten Merk- 
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malen ausgestattet wftre, sondern darauf, dass die juristiscli» 
Person in ein positives Rechtsaystem einznta'eten bestinuDt ist» 

Werni man eine Rechtsordnung als gegeben annimmt, in der 
mit dem Begiili' des subjektiven Rechts, der Verpflichtung, der 
Klage ojierirt wird und in welcher snlch.- RLn hte und Ver- 
pliichtungen zu Vermöi^cn verbunden werden, so * rgil*t sirli 
die Notwendigkeit eines Beziehungspunktes für diese Rechte 
und Pflichten, sobald man solche annimmt, von selbst. Der 
Begriff des subjektiven Rechts, der Verpflichtung ibrdert not- 
wendig einen fiesiehungspnnkt, an den das Recht, die Pflicht an- 
geknüpft wird. Was für einen Sinn es hat, wenn andere 
Dinge als Menschen, Sachen, irgend welche nur in G^edanken 
ezistirende Dinge als diese Bezi^ungspunkte gesetzt werden,, 
kann TorUlufig dahin gestellt bleiben, aber das wird zunAchst 
feststehen, dass ein Recht oder eine Pflicht, ohne dass ein Be^ 
ziebungspunkt gesetzt, ohne dass gesagt wird, wer berechtigt,, 
wer verpflichtet ist, keinen vernünftigen Sinn hat. Und diea 
gilt nicht blos dann, wenn man die Definition des Rochts im 
bubjuktiven Siim auf den Willen abstollt und von einer \Yillens- 
macht oder etwas ähnlichem redet , auch die uiit ichtige Auf- 
fassung, welche die Rechte al« rei-htlif h 2:«'wlnit7.te Tntt i t ssen 
ansieht, wird um das Zustehen der Reclile nicht herum kommen 
und angeben müssen, wessen Tuteressen geschützt oder wem 
der Schutz, die Schutzmittel in die üand gegeben werden. 
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Wenn in der früheren Litteratur öfters die Notwendige 
lieit der Annahme juriati^er Personen behauptet wurde, da 
Beohte, Veniiögeii ohne Subjekt, ohne eine Person nicht exi^ 

stiren können, so dass ein künstliches Su!)jokt. die juristische 
Person, gosehaffen \vt;nlen müsse, so schüint niir in dieser 
Argumentati Uli eljen insofern ein richliger Uedanko onthalttn 
zu sein, als damit die Nnt wendipfkoit eines Bozioliuii^rspuid^tes 
zum Auadruck kommt. Ob dieser Beziebungspunkt als RechtvS- 
subjekt aufzut'aBseu ist, ist eine weitere Frage, anf die später 
auiückzukommen sein wird. 

Die Uebereinstimmung, von der ich gesprochen habe, er» 
streckt -Bidi nun allerdings nicht auf die von mir angoiomniene 
Notwendigkeit eines Beziehungspunktes für jedes subjektive 
Bec^fe. Von verschiedenen. Schriftstellern wird die Ezistena 
von subjektlosen Bechten angenommen. Eine derartige An- 
nahme kann sich aus einer besonderen Auffassung des Rechts- 
subjektes ergeben und sofern dies der Fall ist, soll erst spater 
auf diesdbe eingegangen werden. Nun gibt es aber auch 
Schriftsteller, welche von subjektlosen Rechten in dem Sinn 
reden, dass auch nicht einmal ein Heziehuiif,^spuiikt in dem vor- 
stehi'nd angegebenen Sinn angenommen wird. Zu diesen .Sehrift- 
steilern gehört z. H. Hekker > Pandekton §. 18), der lei)liart 
für lieehte olme Subjekt und für Aueikeunuug eines objek- 
tiven Bechtsbestands eintritt. 
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Bekker aäblt folgende Tttlle auf, in denen der objektive 
Rechtsbestand wesentlich unverändert andauert, obgleich kein 
Berechtigter vorhandeu ist. 

1. Die hereditas jacGiis. 

2. Das Vormögi'ii di s kriegsgefangeuen Römers. 

8. Das \'i'rni(»gen des '^''erscbollonon. noch nicht für todt 
Erklärten, wobei besonders au den Fall zu denken sei, 
wo der VerächoUeoe thats&ohlich bereits verstorben istb 

4. DasVermügen eines plum corpus oder sonstiger Stiftung. 
Korporation»», Aktiengesellschafts- und andere Qesell- 
achaftevermOgen düifennaohB e k ke r nichtheraogeBcig«! 
werden. 

6. Gewisse res extra commercium, die in Niemandea JESigen« 
tum stdien. 

6. Die 2u Öffentlichen Sammlungen gegebenen, noch nicht 
verteilten Sachen. Dieselben stehen nach Bekker 
nicht mehr im Eigentum des Gebers , noch nicht im 

Eigentum derer, denen sie zugedacht sind, zur Zeit 
auch mclit, ?^ul'» ru es sich nicht um Geld handelt , iui 
Eigentum derer, welche die Verteilung übernonunen 
haben. 

Von verwandten Fallen, die Hekker heranzieht, will ich 
noch den Fall der Auslobung anlühren. Nach der Theorie, 
<la8S der einaeitige Akt verpflichte, ist hier für den Auslobeuden 
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bereite eine Oebundenheit begründet, obschon die korrespon- 
dirende Berechti^ing Niemand snftteht. 

In den m< iston der von Bokker ant^i tulirt« n Fälle fehlt 
es an dem, was ich einon Tii'zicluinfjspiinkt des lierhtes nenne, 
durchaus nieht : denn ein boh her ist natiirlicli vorhanden, wenn 
der Berechtigte nur verhindert i^r . s« ine Reciiie geltend zu 
machen oder wenn Rechte für ein erat in der Zukunft auf- 
tretendes Rechtssubjekt aufbewahrt werden. Auch bei den 
OffentUchen Sanunlangen Hesse sich ein Beäehungspunkt in 
Ähnlicher Weise wie bei den Stiftungen wohl finden^ sofern 
man nicht, was ich vorziehen wUrde« bis zur Verteilung stets 
Eigentum der Geber oder der Sammler annimmt* 

Aber bei den res eattra commercium, die in Niemandes^ 
Eigentum stehen und doch nicht okkupirt werden können, bd 
der Auslobung — die angeführte Theorie als richtig betrachtet- 
— ist eine Gebundenheit Torhanden, ohne dass eine korrespon- 
dirende Berechtigung angenommen werden kann. Ich bestareite^ 
jedoch, dass hier ein Recht ohnu Subjekt, überhaupt noch ein 
Recht Im subjektiven Simi volliefet. Man braucht sich nur 
die üblichen Definitionen der. lieehtes im subjektiven Sinn zu 
vergegenwärtiij;! ]!. um sich davon zu überzeugen, dass die liier 
in Frage stehenden Verhältnisse unter keine der gangbaren 
Definitionen subsomirt werden können. 

Bekker hat ee nun allei-dings Termieden, eine Definition. 
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des Rechtes im subjektiven Sinn zu geben (zu vergl. Pandekten 
18 im Eingang) und sich dadurch wenigstens formell die 
Möglichkeit erhalten, alles Beliebige Recht za nennen. Wenni 
-er aber sagt, jedes Recht verleiht dem, dem es znstebt, dem 
Berechtigten, etwas, ein Dürfen, KOnnen, eine Fähigkeit, so 
lehnt er sich dabei doch an die übliche Auffassang des sub- 
jektiven Hechts an, von der ans Rechte ohne Snbjjekt in 
■dem Sinn, in dem er sie annimmt, sweifellos verworfen wer- 
den müE»en. 

Bekker behauptet, die herrschende Ansicht, welche keine 
Rechte ohne Subjekt anerkennen wolle, stehe im Widerspruch 

mit den Erscheinungen defi gtiltenden Hechts und es liege hier 
wieder einer der Fälle vor, in denen die theoretisclie Deduktion 
der P'ntwiekhitig geltendpii JUcdits zu weichen habe. 

Köppen ^^Krbrecht Ö. 2iJ9) verlangt, von demselben (ledanken 
ausgebend, der Begriff des Rechts dürfe nicht so deönirt 
werden, dass mit demselben jede subjektlose Existenz von 
Rechten im Widerspruch steht. Um die .subjektlost n Rechte 
mit va umfassen definirt Köppen das Recht als eine durch 
Verwirklichung ihrer Voraussetsungen aus ihrer abstrakten 
Allgemeinheit herausgetretene Rechtsvoxischrift des Inhalts, dass 
die Möglichkeit dieser oder jener Handlungen für bestimmte 
Personen anerkannt und offen gdassen werden soll. (Aehnlich 
Lehrbuch des Erbrechts §. '2 S. 46). 
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Bei Bckk«')- wird dann die Ablehnimg der sut)jokilos<'n 
Rechte noch in einen weitem wissenschaftlichen Ziisamraen- 
hang gebracht, indem er dieselbe auf die l'eberschatzung des 
Subjekt?; und <1(^ Tmliviilnnrns zurfickfülirt , die sich auch 
«onat in der Wiasenachaft geltend mache. 

Hier scheint mir ein unnötig grosser Gedankenapparat 
in eine yerhältnissrnftssig sehr ein&ehe Frage hereingeeogen 
zu werden. Es fällt wohl keinem Juristen ein, die rechtlichen 
Erscheinungen, auf die Bekker sich stützt, in Abrede au 
stellen vnd es befindet sich deshslb auch Niemand im Wider« 
Spruch mit den Erscheinungen des praktischen Lebens. Es 
httud&lt sich mithin nur um eine Subsumtions- und um eine 
Gruppii udgs- respektive DofinitionsfraKe; erstens, können die 
fragUchen Erscheinungen unter den üblh tien Bogriff des Recht.s 
iin subjoktiven Siiui subsuuiirt w-rTilen und ferner, da diese 
Jb'nige zweiiellos zu veraeinen, ist u\<-]\t der Begriff dts 
subjektiven Rechts so umzuformen und zu erw»'itern. dass er 
jene Fälle mit umfasst? Die letztere Frage ist aber offenbar 
nicht von dem Wert, den man dem Individuum beilegt, son<' 
dem nur davon abhangig, ob eine so erweiterte Definition zu- 
sammengehörige Fülle umspannen wfirde, von denen sich ii'gend- 
wie gemeinschaftliche Aussagen machen la^n. Die Beweislast 
in dieser Richtung wird denen zugeschoben werden k<tainen>. 
welche die herrschende Begriffsbestimmung angreifen. Ohne 
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eine sehr eingehende BegrQndung werden Definitionen wie die- 
K Oppens, die eine gründliche Widerlegung wohl kaum bean- 
spruchen kann, schwerlich Anhänger finden. 

Bekker scheint der Ansicht zu sein, dass seine Gegner 
durch unrichtige theoretische Anschauungen heeinflusst werden; 
vielleiclit kann ihm dieser Vorwurf zurückgegeben werden. Ist 
nicht etwa Bekker bei seinem Bestreben, Kechte ohne Sub- 
jekte anzuaebmen und die Gebondenhr it der Objekte in den 
Vordergrund zu stellen, unbewusst durch die von ihm aller- 
dings wohl kaum geteilte Vorsiellnng Ueeinflusst, daas die 
rechtlichen Wirkungen nicht darch die Reohtes&tse statuirt 
werden, sondem aus den Bechtsbegriffen emaniren? Wie di» 
Rechte im salügektiven Sinn vielfach als die Quelle und die 
Qnmdiage der rechtlichen Erscheinungen angesehen werden, 
so soll auch in der Gebundenheit des Objekts und in dem sub- 
jektlosen Recht für andere Rechtsyerhalioisse die notwendige 
Basis erst gesdiaffen werden. Sollte es nun nicht dem gegen* 
über das Einfachere »ein, sich bei dem legislatorischen Impe- 
rativ /u b<::rahigtmy Wenn der Gesetzgeber z. B. sagt, dass 
das Mecresulcr res nunius sei und niciit <.)kkupirt werden kiiinie, 
80 ist damit eine aus*rtnclii;nde und vollöt^indig drutliche Ergu- 
lirung des Verhältnisses gegeben. Wenn man daneben noch 
von Gebundenheit des Meeresufei*«! oder gai' von einem subjekt- 

loeen Recht spricht, so wird damit zum mindesten nichts ge- 

s 
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wonnenif »o wenig als der Bekrut klüger wird, wenn man ihm 
hinter dem rechts nnd links um einen begrifflichen Hintergrund 
aufbaut Mit der Annahme von subjektiven Rechten aufOrund 
von Imperativen der Rechtsckrdnung hat es eine andere Be- 
wandtniss. Dieselbe hat eine wertvolle praktische Bedeutung; 
insbesondere wird durch sie die Abhängigkeit, in der sich die 
Imperative von' dem Willen des Bercclitigtcn befinden, zum 
Ausdruck gebracht. Indem ferner durch das Recht im sub- 
jektiven Sinn das durch vi isdiicdriu' Imperative fjoregdte 
Rechtsvorhiiltniss bezeifluiet wird, ist dii- ^^l^■li(•llkk•it gegeben, 
von der Entstehung, dem Untcrgtang, der Vorändorung, der 
Oelteudmachung dieses Verhältnisse», eben des subjektiven Rechts 
zu roden und so das mannigfache Ineinandergreifen der Impe- 
rative in einfacher Weise auszudrücken. Von all dem ist in 
den Fällen, in den^ Bekker Rechte ohne Beziehungapunkt 
annelimen will, insbescmdere bei den res extra oommeroium 
nicht die Rede und darin liegt ein weiterer entscheidender 
Orond gegen die Fordmmg, diese FftUe mit dem Begriff des 
subjektiven Rechts zu umfassen. 

Wenn das subjektive Recht an irgend einen Beziehungs- 
punkt angeknüpft ist, SO ist damit ein Poetulat erfüllt, das 
sich aus dem Begriff des subjektiven Rechts ergibt, aber es 
ist noch keine Gestaltung erzielt, welcher vernünftiger Sinn 
und praktischer Wert innewohnt. Damit die Verleihung eines 
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Bechts einen wirklichen Wert habe, ist erforderlich, dass das- 
selbe mit einem menBchlichen Willen in Verbindung gebracht 
wird, der ea ausübt und gelt^d macht Und dann stimmen 
nun auch wieder sowohl die Gestaltungen des Rechtsiebena 
aJa die theoretischen Darstdlungen Überein, dass bei jeder 
juristischen Person Menschen vorhanden sein müssen, deren 
vernünftiges Handehi in ihren Dienst gestellt wird. Es worden 
demnach bei der juristischen Person — und hierin wird Ueber- 
einstimmung angenommen werden kOnnen — Rechte an einen 
Beziehungspunkt angeknüpft und mit demselben werden wieder 
menschliclu' Imlividueii in \'(-! l(in<lun^ «ichi aclit , welrlip ziu* 
Ausübung und UolteiHiinachun^^' die-f's IJfchti-s beruteii sind. 
Dass ilicHt' Vciljiiulnn^ t'in<M- ('iiifj;*;ht:'riilcii 1 )ftailii<)rniining 
bedarf und so zu einer mehr oder weniger umfassenden Or- 
ganisation iührt, bedarf keiner weiteren Begründung. 

Wenn man den Begriff des subjektiven Rechts und die^ 
Art und Weise, wie dasselbe mit menschlichen Individuen ver- 
knüpft wird, als etwas Gegebenes annimmt, so ergibt sich aus 
der Verbindung eines Rechts mit einem andern Beziehungs- 
punkt als einem Mwisdien die negative Eonsequena, dass die 
bei der juristischen Person irgendwie beteiligten Menschen 
nicht selbst berechtigt» nicht selbst verpflichtet sind. Mit der 
Anknüpfung des Vermögens an die juristische Person ist die 
LoslOsung von den beteiligten Menschen gegeben. Und auch 
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in diflsem Punkt kann wieder Ueberemstunmiing konatatirt 
werden, wenigstens bei den Bomanisten. Daas anoh die Qm- 
mamisten, insbesondere Oierke dem sustimmen, wird sich nicht 
behaupten lassen. Sowohl die romanistischen Anhänger der 
juristischen Porson als die Verteidiger des ZweokvermOgens 
ttunmen darin flberein, dass die Uensohen, welche su der 
juristischen Person, respektive dem ZweokvermOgen als Eor^ 
porationsmitgliedcr, Destinatare, Beamte, Vertreter in Beziehung 
«tehcii, nicht selbst l)eiec htigt uiul vrrpHichtüt sind, dass sie also 
nicht ohne weiteres für sich in eigener Person die Kochte ans- 
üben, durch Klage geltend inachen können, dass sie nic ht, für 
die Verpflichtungen der juristischen I'erson einzustehen haben. 
Hiermit ist durchaus nicht unvereinbar, dass diesen Menschen 
durch die Organi-sation der juristischen Person wieder derartige 
Rechte und Pflichten eingeräumt und auferlegt werden ktonen. 
Hierauf ist in anderem Zusammenhang surfioksukommMi. 
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IIL 

iiit df!in Bisherij^eu düi tten der Hauptsache uacli die Punkte 
•erlt^digt sein, in Bezug auf welche Uebereinstimmunp: herrscht. 
Dieselbe ist nur in Bezug auf die allgemeinsten Verhältnin^e 
vorhanden. Die Meinungsverschiedenheiten treten soibrt auf, 
sobald man näher auf die Lehre eingeht. Die weitgehendste 
Meinung8vet8chiedenheit, welche schon beri'ihrt worden musste, 
besteht soheiübu* zwischen Brins und der herrschenden An- 
«iehi, da es sieh hierbei um die ExistenBberechtagnng der 
jurietischeii Persanen, die Brius durch das ZweckTemiGgen 
•eraetoen will, hmdeltb Unter den Anhängern der juristisohen 
Penom bemeht dann in enter Linie darüber Streit, ob die 
.jnristisdte Person etwas Wirkliches, Reales oder etwas Fin* 
girtes, eine reale oder eine fingirte Person sei; daneben tritt 
Botii noch die Behauptung auf, die juristische Peraim sei nicbte 
Fingirtes, sondern etwas Vorgestelltes. Eine weitere Reihe von 
JFragen und Streitigkeiten wird durch das Verhältnis» dei ju- 
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ristischen Pei'son zum Begriff des Rechtssubjekts und durch 
die Frage ausgelöst, welche St<?llung bei der Korporation dett 
Korporaticiumitgliedern znnftchst in theoretiecber Benehung 
Eukommt. Liegen bei der juristische Person sul^ektlose Rechte 
vor oder ist die juristist^e Person selbst Subjekt oder sind die 
Korporationsmitglieder, die Stiftungsdestinatflre als die Subjekte 
zu beseichnen? Ferner besteht Streit ftb^ die Abgrenzung 
der juristiBchen Person und mit der Gienzregulirung hangt die 
£Vage susanunen» ob etwa Zwischebüdungen anzunehm«! 
seien, welche eine Mittelstellung zwischen juristischer Person» 
und Societas eimiehmeu. Endlich ist bestritten, was personi- 
ficirt wild und in Vh'zu<j: auf diu Persouilikuliuii isst eincrsuits 
die? JJehauptung aui'gestellt wurden, dass sie iu einem tiefen 
Zug der ^^euscllennatul■ zur I'ersunlichkeit ihren Grund habe, 
während die Annahme juristischer Personen von anderer .Seite-, 
als ein Kunstgrilf der juristischen Technik bezeichnet wird. 

Die zwei zuletzt angeführten Ansichten suchen Aufschlüsse* 
über die Gründe zu geben, welche zu der Annahme juristtscher- 
Personen geführt haben. Die übrigen Fhtgen, respektive die 
«itq»reehenden Behauptungen steUm sich, formell l<>gisch be- 
trachtet^ beim ersten Anblick als Subsomtionsfragen dar, indem 
der Begriff der juristische Person irgend einem allgemeineren. 
B^riff unterstellt werden soll. Eine getamen Betrachtung^ 
der etUEelnen Streitfragen zeigt jedoch, dass einerseits den. 



'Subsumtionen, eine verschiedene Bedeutung zukommen kann, 
dass es sich anderereeita nicht ausschliesslich um Subsumtions- 
fragen handelt. Die Subsumtion kann insbesondere die Ten- 
-denz haben, eine allgemnne Focmultrung zu gewinnen, in der 
-die für juristische Personen geltenden Details&tgEe zusammen- 
gefasst werden. Da diese Versuche in der Litteratur «ine 
grosse Rolle spielen, da fenier auch deraitigo zuf^amiuf; ntas- 
sende Forrnulirungen vorkommen, die kaum mehr logisch als 
Suh niiiitionen auty!;' lasst werden küiineu, so scheint es mir 
angezeigt, die Formal irungstragen als selbständige (rnippe 
neben die Subsumtionsfragen zu stellen, obgleich eine gan;; 
scharlb Grenzziehung zwischen beiden Gruppen nicht möglich 
ist. Eine grosse Bedeutung kommt ferner in der Litteratur 
dem Oedanken zu, dass der Begriff der juristisdien Person auch 
jibgesehen von der SubsamtionsmOgliehkeit in enger Beziehung 
zu andern Begriffen, insbesondere zu dem Begriff der Person, 
-desBechtssubjekts, des Rechts im subjektiven Sinn stehe, und 
dass er mit denselben sich in vollem Einklang befinden müsse. 
Es besteht die berechtigte Porderung, dass die so zusammen- 
^hOrigen Begriffe, respektive die in denselben enthaltenen 
•oder auf sie bezüglichen RechtssAtee zu einem einheitlichen, 
widerspruchslosen System vereinigt werden. Mau kann so 
-Subsumtions-, Formuliruugs- imd »Systerof ragen unterscheiden. 
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iV. 



Wenn bei den Subsumtionstragen untersucht wird, ob der- 
Begriff der juristischen Person sich andern allgemeineren B©-- 
grifiEen, s. B. dem des Fingirten, des VorgesteUten, des Realen 
unterordnen lAsst» — andi die Fragen, ob, eventuell was personifi^ 
cirt werde, kflonm hierher gnogen werden — so finden diese 
Betratihtungen schcm in dem Bestareben, unsere VorsteUungoi 
und BegrifCe in einen geordneten Zosamm^iliaag m bringen, 
eine gewisse Rechtfertigung. Eine viel grossere Bedentung- 
würden aber diese Sabsmntaonen dann haben, wenn in Beaug- 
auf jene allgemeinen Begriffe irgend welche Sfttae gelten würden,, 
so daas die juristische Person din-ch die Subsumtion zugleich 
diesen Regeln unterstellt wäre. Zu einer weitereu Präcisirung 
der Fragen gelangt man vielleicht , wenn man unterscheidet, 
ob der bei der juiistitu lien Ptirsou vorhantl*'ne Thatbeftand 
oder die von der Rechtsordnung getroffene imd sanktionirte 
Gestaltung, also die Rechtsfolge subsumirt werden soll. Regel- 
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mftsaig wird allerdings wohl bei der Subsninining an die recht- 
lich organisirte juristische Person, also an die Rechtsfolge 
gedacht, aber bei Gierke Icann man wenigstens aweifelhaft 
sein, ob sem Oeduake nicht dahin geht, dass der Thatbestand 
selbst, an den die rechtliche Oiganisation sich anschliesat, unter 
den Begriff der Wirklichkeit zu snbeumiren sei nnd eben de^ 
halb bestimmte Rechtsfolgen nach sich ziehen müsse. 

Ob die Subsumtion der juristischen Person unter einen 
höher stehenden AI lupmcinbe^riff in der angegebenen Weise zu 
weiteren wi i tvoilt n Satzf i» fiiln r. muss die fernere UnterHuehung 
zeigen . ii Ii kann an diesor Stelle nur im-iiier Vermutung 
Ausdruck geben, dass dies nicht oder wenigstens nicht in er- 
heblichem Umfang der Fall sein wird. 

Von reinen SuhsnnitiDiisfiagen kann jedoch nur insofern 
die Rede »ein, als der Begriff, vmter den -iulisiiniirt wenlen 
soU, fest abgegrenzt ist. Ist das nicht der Fall, so lautet die 
entscheidende Frage nicht, wie, respektive, ob an subsumiren,. 
sondern wie der Oberb^riff absugrenzen ist. Ich habe den 
Eindrack, daas der hftufig vorkommende Fehler, dass Definttiona- 
fragen als Snbsumtionsfragen behandelt werden, gerade bei der 
juristischen Person oft vorkommt. Denn wenn z. B. gefragt 
wird, ob bei der juristischen Person die Korporationsmitglieder 
oder DestinatAre die Subjekte seien oder die gedachte Person,, 
oder ub etwa subjektlose Rechte vorhanden äeiou, so scheint' 
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mir dabei auf der Hand za Hegen, dasa nur der Begriff des 
Becbtssobjekts famglicfa ist und dass wir durch die Beant^ 
Wertung der Frage etwa« weiteres über juristische Peraonen 
nicht erfahren. Wem es z. B. feststeht, dasa nur der genuas- 
bereohtigte Mensch Rechtssubjdct sein kann, fOr den ist die 
Entscheidung, daas die Korporationsmitgliüder die Rechtssub- 
jekte sind, nicht im mindesten zweifelhaft. Auch wenn leb- 
haft darüber gestritten wird, ob bei der juristischen Person 
«inc wirkliche oder cino fiugirto l'ers*>ii vui hmidcii .sei, »o scheint 
mir auch wieder in erstr-r T^inie der Uni.staiid an dem Streit 
•Seluilcl zu sein, da«s di*' begriffe der Wirklichkeit und der 
Fiktiüu nicht scharf abgegrenzt sind und dann der Streit ge- 
rade um diese AbgrenzojJg geführt wird. Die Differenz nun 
aber als Subsumtionsfrage und nicht al» Definitionsfrage zu 
formuliren, scheint mir deshalb fehlerhaft, weil hierbei nicht 
deutlich hervortritt, was eigentlich unsicher und bestritten ist. 
Spricht man in richtiger W^se von einer Definitionsfrage, so 
wird deutlicher auf die Punkte hingewiesen, von denen die 
Entscheidung abhängt und es wird zugleich die Erwägung 
nahe gelegt, daas die Frage nicht notwendig eine Antwort 
finden muas. Ich kann in dieser Richtung auf meine juristische 

m 

Begriffbbildung verweisen und will hier nur bemerken, daas die 

genaue Abgrenzung derartiger Begriffe entweder auf Grund 
des Sprachgebrauchs erfolgen kami oder mit Kücküicht auf 
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Sätze, wdclie sich Uber die betreffende Begriffe au&tellei» 
lanen. Ber Oeltungebereich dieser Sftfcze kann dann sor 
Fizirung der Begriffe verwendet werden. Wo aber solche 
SAtee nicht aafgesteUt werden kOnnen und der Sprachgebrauch 
kein sdiarf prftdairter ist, da wird es auch an jed«si Anhalt 
für eine genaue Abgi'enzung der Begriffe fehlen; denn die 
Grenzen der Begiiüe stehen ebensowenig an »ich iest, nh die 
Begritfe selbst. 
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V. 

Aus dem oben erwähntc-n allgtmiein anc?rkannten Satz, 
daas bei der juristischen Person die liechte und Pflicliton an 
einen neuen Beziehungspinikt anf^oknüpft werden, ergehen sich 
einige KoDBequenzen, auf die- im Folgenden noch einmal zu- 
rücksukommen sein wird. In Bezug anf dieselben liegt nun 
der Versuch nahe,, durch eine weitere Formulimng die Dotaü- 
sätze in grosserem Umfang zusammenzufassen und ausser- 
dem neue Betailaätze zu gewinnen. In grOsstem Umfang wird 
dieser Versuch in dem Werke von Qierke, die Genossen- 
schaftstheorie, gemacht, indem hier* wie schon erwähnt, zahl- 
reiche Konsequenzen aus der Formulirung des Qenossenschafta- 
begriffs abgeleitet werden. Wenn man die Tersohiedenen 
Theorien von dem Satz aus prüft: an ihren Früchten sollt ihr 
tiiti erkennen, so präsentirt die Gi er k c;"s( lie Lehre si( h zunächst 
sehr günstig, walivend der Urheber der Zweck \ormögenstheorie 
selbst kaum den Versuch wacht, seine Lehre zur Zusammeu- 
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fasaung oder Neiiaohaffung von Eimselsätzen ssu verwenden. 

Die genaue Untersuchunja^ der betreffenden Theorien wird diese 
T( iliältnisse besoinleis zu bfachten habon. Meine Unter- 
suchungen liici übrr sind nocli nicht abgesclilosHen . ich liabe 
aber vorläutig den Enidruck, dass aus der B r i n z " sehen Lehre 
allerdings nichts Wertvoilet» oder Neues folgt, daas es sich aber 
mit der Theorie Oicrkes ebenso verhalt. Die Deduktionen, 
mit dejien Oierke £onseqtieiusen aus seinem Begriff ableitet, 
-sind meines Erachtens unrichtig. Die Theorie v<»i Brins lässt 
sich einem Baüm vergleichen, der keine Frttchte trftgt, die 
Lehre Gierkes einem Baum, der zwar in reichem Trfichte- 
schmnok prangt, bei dem aber eine genauere Betrachtung 
steigt, dasB die f'röcbte niobt auf dem Baum ge«rachsen, son- 
dern kOnstHch aufgesteckt sind. 

Einer allgemeinen Formulirung, die eine gi'Ossere Zahl 
von Detailsllteen nmfasst, kann verschtedene Bedeutung zu» 
kommen. Es ist möglich, dass dieselbe keine andere Funktion 
hat. als dio, die sohou vorher feststehenden Detailsätze zu- 
sauinieuä6ut"ab.seu und so zur Vereinfachung der Darstclhuig 
beizutragen. kann aber auch sein , da.«»» sich aus dt*r all- 

gemeinen Formulinuig weitere Detailsätze als Konsequenzen 
«blüteu lassen, die nicht ausdrücklich vom (iesetzgeher au.«»- 
.ge^rochen sind oder nicht sonst zweifellos feststehen. In 
•diesem Fall ist die Znlftssigkeit der allgemeinen Formalirung 
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dsTon abli&Dgig, ob die Geltung der weiteren DetaUaAtee^ 
ijTgendwie nachgewiesen werden kann. (Zu vergL meine Rede^ 
Werturteile und WillenBentacheidungen im Civilrecht). 

Auch in historischer Beziehung kann der allgemeinen^ 

zusaramenfassenden Fonnulirung eine verschiedene Bedeutung- 
zukommen. Es ist möglich, dass dieselbe den bei der Recht«- 
erzeugung beteiligten Personen inehi- oder weniger deutlich 
vorgeschwebt und so die Bildung der Rechtssatze mit beein- 
fiusst hat, auch wenn dies in den Quellen nirgends deutlich 
ausgesprochen ist. In diesem Fall wird die Annahme, dasa. 
die weiteren nicht ausgesprochenen Konsequensen der allge- 
meinen Formulirung ebenfalls dem Termutlichen Willen dea 
Geeetegebers entsprechen^ besonders naheliegend sein. Es ist 
aber auch möglich, dass die allgemeine Formulirung erst, 
naehtrftglich von d^ Wissenschaft aufgestellt wird, nachdem 
die Reohtsbildung der ^i^tsache nach «un Abschlnss ge^ 
kommen ist. 

Wie oben schon bemerkt wurde, kOnnen die zusammen- 
fassenden Formulirungen auf dem Weg der Subsumtion erfolgen. 

Indem z. B, Oierke seiner Genossenschaft die Eigenschaft, 
etwa& lieales zu sem, beilegt oder was dasselbe sagen will, 
dieselbe dem Begriff des Keulen unterstellt, glaubt er dadurch 
die für die Genosserischatt geltenden Rechtssätze in giossem 
Umfang zusammenzufassen, während bei der der G ier keuschen. 
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Lehre entgegenstebenden Auffassung, datas die junstisohe Person 
«twas Fingirtes sei, diese Absicht der ZusammeDfaasung wohl 
kaum besteht. Ob man von Snbsumtioii auch noch dann reden 
will, wenn nur Formulirung nicht ein schon gegebener Begriff 
Terwendet, sondern spedell iär die besprochenen Verh&ltniase 
-ein neuer Ausdruck und Begriff, wie z. B. der des Zweck- 
Termögens, der FersonenroUe geluldet wird, ist wohl von ge> 
ringer Bedeutung. Man kann allerdings sagen, es werde der 
neue Begriff zunächst gebildet und dann unter denselben sub- 
suuiiit; ich bin aber docii geneigt, iiier iiiciit meiir von Sub- 
4}umtiou zu reden. ■ 
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VI 

Die SyBtexDfragen, auf die scUieasIich noch einzugehen ist», 
spielen in den allgemeinen Erörterungen Aber den Begrüf der- 
jui istischen Person ebenfalls eine grosse Holle. Denn der Begriff 
der jurisiiscütii Person, sowie der de» Zweck Vermögens wird 
in mannigfacher Woisr- mit anderen Tk'gritieii und Rechtssätzen 
in Verbindung gebracht. So niiünii Hrinz (Pandekten §. 443) 
sogar einen Zusammenhang zwischen dem Zweckvermögen and 
den Begriffen dos Eigentums und des Besitzes an, die er von 
der herrachenden Auffassung abweichend definirtf während er 
Eigentum und Besita in der üblichen Begriffsbestimmung als. 
mit dem Zweckvermögen unvereinbar- zu betrachten scheint. 
Insbesondere sind es aber die Begriffe Bechtssnbjekt und Recht 
im subjektiven Sinn, welche zu dem Begriff der. juristischen 
Person in Besiehung gesetzt werdm. Und zwar bandelt es 
sich hierbei durchaus nicht blos um Subsnmtionsfragen, bei 
denen die Begriffe des Rechtssubjekts und des Hechts im sub- 
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jektiven Sinn als feststehend betrachtet werden und nnr Streit- 
darttber besteht, ob die Erschebuingea bei der jimstiBCb«n 
Person unter diese Begriffe snbsumirt werden können. Die 
Begriffe Rechtssubjekt und Hecht im subjektiven Sinn 
werden vielfach als variable Grössen behand»jlt und so zu ge- 
stalten versucht, dass sich die Ex'>s(}iciuuugen bfi dor Juristi- 
schen Prisun hequeia unter sie untcionlnfn lassen. So sucht 
bpi?^}>ii lsweisu Bernatz ik (Archiv für öifentli che» Recht B. 5 
S. 204 tf.) nachzuweisen, dass es mit Rücksicht auf die bei der 
juristischen Person vorkommenden Erscheinungen unmöglich 
sei, mit der herrschenden Meinung die Definition des Hechtes- 
im subjektiven Sinn auf den Willen absu^iellen. 

Rein logisch betrachtet stellen sich diese Fragen teilweise- 
fkls Defittitlonsf ragen dar. Es handelt sich darum, die allge- 
meinen Begriffe des subjektiven Rechts, des Rechtssutgekts 
so xa fassen, dass auch die bei der juristischen Person vor^ 
kommenden Erscheinungen unter dieselben subeamirt werden 
können. Aber diese logische Form ist nicht immer bei den 
Systemfragen vorhanden. Es ist inabesondere auch möglich, 
dass der allgemeine Begriff, z. B. der des Rechtraubjekts, 
enger getasst wn d . so dasa die juristische Person nicht mehr 
unter dtMiscllicu fallt. 

Wie schun bi-UHM-kt wurdf? , ist di«' Fordr-rmig vf)llstandif^ 
berechtigt, dass, falb bei der juristischeB Peruoii von Rechteu^ 
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iin »ttbjektiven Sion und von Eecbtssubjekt gesprochen wird, 
die D^ttition dieser Begriffe eben darauf Rflcksicht asu nehmen 
hat. Die Begriffe sind stets genau in demselben Sinn- su 
verwenden, nnd die Rechtssätdse, die etwa in den verschiedenen 
Lehren aufgestellt werden, müssen sieh in vollem Einklang befin- 
den. In diesen Zusammenhang gehört die schon oben gemachte 
Feststellung, da-ss dur< U das Recht im subjektiven .Sinn ein 
I3eziehungspunkt gefordert wird, au <li n dasstlbu anzukiniplon 
ist. Aber ich habe inicii nicdit davon überzeiii^en köiuiun, da.ss 
die \ V 1 haltiiissf bei der juristischen Person irgendwie eine 
besondere (iestaitung der Lehre vom liechtssubjekt oder vom 
Beeilt im subjektiven Sinn notwendig machen, dieselben schei- 
nen mir vielmehr mit jeder beliebigen Definition der ange- 
führten Begriffe vereinbar zu sein. Hierauf ist im Folgenden 
genauer einsug^en. 

Wenn es richtig wAi-e, die Rechte im subjektiven Sinn 
Als rechtlich geschützte Interessen bu definiren, so wftre keinerlei 
Schwierigkeit vorhanden, mit dem so fixirten Begriff auch bei 
den juristischen Personen su operiren. Dies bedarf wolil kaum 
eberbesonderoi Begründung; naher liegrad ist, die Definition 
des Rechts im subjektiven Sinn, welche auf den Willen ab- 
stellt, mit dtn V'Lrlüiltnia.sen bei der juri-stinchen Person 
unvereinbar ?m lialtGii. Die Polemik gegen die herrschende 
Auffassung stützt sich allerdings in erster Linie darauf, dass 
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infaos undWalmBmiuger willeiisim£Üiig und trotzdem berechtigt 
amd, konnte aber ebensogut auf die Berechtigung jurietiacher 
PeTBonen basirt werden, wenigstens dann» wenn man keine 
Willens- und Handlungsfähigkeit der juristischen Personen 
annimmt. 

Ich bin nun entschieden der Keinnng, dass die herrschende 
Ansicht diesen Begriffen gt^^tnüber aufrecht zu erhalten ist. 
Wenn Ihering (Geist des jüiiiist heu Kechts GO) die Rechte 
als rect)tli<li grsclnitzte Interessen delinirt, -^i» li''?^t "iif" der 
Hand und ist auch schon öf't<'r«« bemerkt wniilt n, diiss die 
Gleichstellung von Reclit und Inteiessen unrichtig ist. Aber 
auch abgesehen davon sind noch vf^rsdiiodene weitere Ein- 
wendungen gegen die Ihering'sche Theorie begründet. Soll 
mit derselbe nur gesagt sein, dass die Rechte dem Berechtig- 
ten in seinem Interesse v»'liehen werden, so wird Niemand 
Einsprache gegen diese Behauptung erheben. Und es könnte' 
sich nun zunächst nur darum handeln, ob diese Thatsache in 
die diagnostische Definition des Bechts — eine solche steht 
natürlich in Frage — anfsundmien sei, was meines Erachtens 
besser verneint wird, weil es sich hierbei nur. um eine sehr 
naheliegende, wenn nicht selbstverständliche Erwägung handdt,. 
auf die nicht besonders verwiesen zu werden braucht. 

Iiier ing ist aber weiter der Ansicht, dass die Definition, 
die von einem WoUendüilen oder etwas Aelmliohem reUetr 
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falsch sei. Ein WoUendOrfen , eine Willenjuuacht kdnne nicht 
einem Willensunfähigen verliehen werden. Ich vermag nun 
nicht einsitsehen, weshalb man eine Befognias nor demjenigen 
verldhen kann, welcher von deraelben Gebrauch zu machen 
in der Lagii ist. Han konnte etwa sagen, das« die Verleibong 
einer Befi]gni«B unter dienen Umatftnden keinen Wert habe und 
die Rechteordnung würde sich diesraa Vorwurf aussetzen, wenn 
eie flieh darauf beechränkte, dem Willensunfähigcn Rechte zu 
verleihen. Daa thnt sie bekanntlich nicht, sondern gibt sehr 
■ausführliche Bestimmungen darüber, von wem und in wel'^her 
Weise die zunächst dem Willenstinrahif^t u /.ugowiesenen Be- 
fugnisso geltend zu niaclien sind. Die Bestiunnung, wclrho 
<leiii \\ illensunßlhigen eine Willensmacht verleiht und die iiier- 
auf gestützte Doünition des subjektiven Reclits ist deshalb nicht 
unvernünftig, sondern nur unvollstündig. Darin liegt aber kein 
Uebelstand, da es sich ja nur um eine diagnostische Definition 
oder um eine vorlaufige Normirung handelt, die nicht die 
Materie erschöpfen, eondei'n nur die Grundlage für die detail- 
' lirte Darstellung bilden soll (zu vergl. meine juristiache Begriffs- 
bUdung 8. 28). 

So wenig demnach vom infana, Wahnsinnigen, der juristi» 
sehen Person eine bestimmte Forderung bezüglich der Defi- 
nition des Rechts im subjektiven 8inn abgeleitet werden kann, 
so wenig ist ea umgekehrt zulässig, yon der auf den Willen 
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^gestellten Definition Argmnente für die Handiungs- und Willens» 
fähigkeit juristischer Personen absuleiten, wozu vielleicht 
-<} i e r k e und seine Anhänger geneigt dnd. EkklArt doch G i e r k e 
(Genosaenschaftstheorie S. 28), daas nach heutiger Reefatsan- 
' schauung ausschliesslich die Trftger menschlicher Wülensmacht 
:xu Rechtssubjekten geeignet seim und später (8. 609) bemerkt 
er, dass in d«n Willen der Kern der Hechtssubjektivität zu 
-erblicken sei. Zu der Berechtigung der infantes und Wahn- 
sinnigen passen diese Behau]»tungen schlecht und Gicrke sucht 
sich über diese Schwierigkeiten durch die Wendung (S, 610) 
liin wf^^/.uhrlten, dass da* IJtM'ht auch den kt'jmhatt«'n iin<l 
verküuiuierten Willen als menschlichen Willen weite und 
•dein Willen dieser Personen nicht das rechtliche Dasein, sondern 
■nur die Ffthigkeit rechtswirkaanu r Aeussernngen abspreche. 
-Gierke bat seine Behauptung, dass der Wille den Kern der 
RechtsBubjekÜTitftt bilde, nicht nAher begrQndet und dadurch 
'wird seine Widerlegung etwas erschwert. Wenn jedoch seine 
Behauptung auf dem swar unrichtigeu, aber naheliegenden 
■Gedanken beruht, dass die Rechte in Willensmacht bestehen 
und dass dedialb der Berechtigte willensfähig sein müsse, so 
Jiegt auf der Hand, dass es hierbei nur auf den Willen des 
HandlungsfiUiigen , nicht auf einen keimhaften oder verküm- 
merten Willen, auf die Fähigkeit rechtswirksamer Aeusse- 
-ruugon, nicht aul' das rechtliche Dasein des Willens, unter 
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dem man sich schlechtei-dings nichta denken kann, ao- 
kommt 

Meines Eraehtens kennen Rechte nicht bloe an infantee 
und Wahnsinnige, an Korporationen und Stiftungen oder An- 
stalten angeknüpft werden, sondern auch an jeden beliebigen 
Begriff oder Namen. Die Statuirung von Rechten hat keinen, 
vernünftigen Sinn, wie oben aoageführt wurde, wenn mit den- 
selben nicht ein menschlicher vernünftiger Wille in Verbindung 
gebracht wird, der sie geltend zu machen hat. Aber wenn 
diu liechte einuial lucht eiiiom vernünftigen handlungsfähigou 
Mfnsehen direkt zugewiesen wckI« n. •^ondoin die Verbindung 
nur eint' indirekte ist. s<i kann als Gürtel der Verbindung jede 
beliebige Heze-ichnnng verwendet werden. Wenn ich sage, dass 
Rechte und Pflichten für die Nummer 1891 erworben, rospr-k- 
tive begründet werden können und das» ein bestimmter Mensch 
das betreffende Vermögen su verwalte und in bestimmter 
Weise zu verwenden habe, so ist eine formale Schwierigkeit 
nicht vorbanden, eine solche ergibt sich namentlich nicht, 
aus dem Begriff des Rechts im subjektiven Sinn. Die 
in dem angefahrten Beispiel gegebme Rechtsgestaltong ist. 
allmlings eine unvollständige inaofeni, als notwendig eine 
Zweckbestimmung hinzutreten muss, falls ein einigermassen 
Ternflnftiges Resultat erzielt werden soll. Ohne eine solche 
Zweckbestimmung wäre Ja schlechterdings nicht deutlieb, wea- 
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Wb der Menschf welcher das Vemögen zu verwalten hat, 
äicht eelbat berechtigt und verpflichtet ist. Eine derartige Un- 
▼ollstandigkeit ist dann nicht vorhandenf wenn die Anlcnüpfung 
des TemiOgens z. B. an einen Blödsinnigen, an ein Tier, ein 
Hans, eine öffentlidie Parkanlage stattfindet; da hi«* in dem 
Anknüpfungspunkt zugleich ein Hinweis auf eine Zweck- 
bestim im m^i; enthalten ist. Ob uuu derartige Regulirungen 
aiigomesscn und enipIVlileiiswort sind, ist einu andere Frage, 
aut die it h hier nicht eingehe. (Ueberein.stimmend Burck- 
hard. Zur Lehre von den jurif^tis-chen Personen. Zeitschrift 
für das öffentliche und private Eecht der Gegenwart. Band 18, 
Seite 19.) 

Ebensowenig wie zwischen Recht im subjektiven Sinn und 
juristischer Person besteht zwischen dem letzteren Begriff nnd 
dem des Rechtssubjekts ein Zusammenhang, der eine beson> 
dere Gestaltung auf der einen, oder anderen Seite notwendig 
macht. 

Der Begriff des Bechtssubjekts ist nichts an sich Fest- 
-stehendes; man wird auch nicht behaupten können, dass ein 
bestimmter Sprachgebrauch in Bezug auf das Wort Rechts- 
subjekt besteht. Wenn deshalb in der Ijttcratur das Wort 
Kechtsaubjekt in verschiedenem Siau gebraucht wird, so kann 
ni( lit die eine oder andere Auflfassung von vornherein als un- 
richtig bezeichnet, sondern es kaom nur die eine Auffassung 
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als die zwedcmOmig^ empficriüeQ und die Forderang gestellt 
weiden, dasa das Wort dureligehends genau in demselben Sinn, 
gebraucht werde. 

Dies scheint nur a. B. bei Windscheid nicht der Fall 
zu sein. Wind scheid sagt (Pandekten §. 49): „Die Person,. 
de9«n Wille als massgebend erklärt ist, ist das Subjekt des 
Hechtes". Im weiteren Verlauf des Paragraphen wird dann 
aosgeföhrt, dass inBesng auf juristische Personen eine doppelte 
Möglichkeit vorhanden sei, entweder Rechte ohne Rechtasub- 
jekt auzuueluuen oder eine nur vurgestoUte Person als Subjekt 
der Rechte zu betrachten, Da AVi n dache id sich (§. 51» ^egt u 
die Willciiffähigkeit juristischer Personen ausspricht, so hält er 
an 8€iuei- ursprimglichen Definition nicht fest, wenn er die 
willensunfähige juristische Person als Rechtssubjekt be/.eichnet. 
Windscheid musste von seiner Definition aus bei dti An- 
nahme subjektloser Hechte stehen bleiben, wenn er sich nicht- 
dasu ventehen wollte, die für die juristische Person handolnr 
den Menschen als die Hechtssobjekte au bezeichnen. 

Aber die Windsoheid^sdie Definition kann nicht an sich 
als unrichtig bezeidmet werden, ebensowenig wie die Auf- 
fassung Jherings, der {Qelst des römischen Rechts §. 60 
und 61) die Interessenten, also bei der juristischen Person die- 
Destinatäre, denen das Vermögen schliesslich au gute kommt*, 
als die Rechtasubjekte bezeichnet. 
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Wenn man diese Auffamungen aHerdmgs mit der. anderen 
vergleicht, welche einfach demjenigen, dem das Recht susteht^ 
den Berechtigten als das Rechtssnbjekt bezeichnet, (so z. B. 
Bekker, Pandekten ^. 19, Dernhurg, Pandekten 1. §. 49) 
so wird die Entscheidung zu Gunsten der letzteren Auffassung 
nicht Schwei' tallfii. Ef ist chirchaus überflüssig. liii deiiDispositions- 
befu^ten oder ilcii Tiit*Tt\sML-ntcii lunAi writfi- das Wi»it Kechtssub- 
jekt zu verwemleii, uui.-iomthr dits t xedankt'ii<;änge unnchtig 
sind, welche zu diesen AufTassungen des Rechtssubjekts ge- 
führt haben. Die Jh e ring'sche Theorie beruht auf dem srlion 
widerlegten (ledanken, dass die Rechte rechtlich geschützte Intet^ 
essen seien und Windscheid scheint (Pandekten §. 49) den Be- 
griff des Sechtssubjekts ans seinem Begriff des satgektiven Rechts 
abzuleiten. Baas diese Deduktion keine zwingende ist, ergibt 
sich aus dem obigen Nachweis, daas eine Willensmacht ganz gut 
auch einem Willensunffthigen verliebm werden kann. 

Empfehlenswerter als die eben besprochenen Anff^ungen 
ist vielleicht die von Bekker (Pandekten §. 19, Beilage II) 
befürwortete Einschrftnkung des Begriffs Rechtssubjekt auf die 
Fälle, in denen ein Mensch berechtigt ist. Aus diesem Vor- 
sclilag, den übrigens B^jkker selbst rit htig als auf zweck- 
mässige Reguliruner des Sprai li^cluaachs gerir'hfft bf'/(M( lim t, 
ergibt sicli iji t iiifai h» r Weise, dass die Rechte der juristi- 
äclieii Person kein Subjekt haben. 
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Wenn ich oben ausgeführt habe, das» es Rechte ohne 
•einen. Benehungspunkt, an den sie geknüpft werden, nicht 
geben kann, so steht damit die Annahme von Rechten ohne 
Subjekt durchaus nicht im Widersprach. Die bisherigen Aus- 
führungen zeigen, dass es nicht notwendig ist, jeden Ueriehunge- 
punkt, an den Rechte geknflpft werden, als Rechtssufatiekt 
zu bezoit'hneu. Sobald man den D«grii!' des Rcchtssiihjekta 
Öliger aligiunzt, lai auch die M()gliclikeit g<!geben, da.s.s keclito 
vorkoninion, die zwai- einen iieziehuiigspuiikt, aber kein Sub- 
jekt lialicii. 

W ie nuii aber uucli die Delinilion des Jiechtssubjekts laut(?n 
mag, so wird sie doch jodentalls durch die Ijchre von den Ju- 
ristisehen Personen in keiner Weise beeuiflusst. Wird i.-int'ach 
Uechtasubjektivitftt und Berechtigung gleichgosetat, so wird es 
keinem Anstand unterliegen, auch die juristischen Personen xa 
den Rechtssubjekten zu sfthlen. Wird dagegen irgend ein 
engerer Begriff des Rechtssubjekts aufgestellt, so müssen bei 
der juristischen Person subjektlose Hechte angenommen werden 
und ich vermag lücht einzusehen, weshalb diese Annahme un- 
zulä».sig Hein sollte. Namentlich ist es in keiner Richtung von 
praktischer Bedeutung, ob man den Begriff des Recfatssubjekts 
weiter oder enger abgrenzt. 

Die iict rächt un^;en über das l{echtH.sul>jekt haben übrimMi.s 
aiicht blo» die Tendenz, den BegriÖ' aus der i>eliniiion des sub- 
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jektiven Rechts oder sonst wie abzuleiten oder wenigsten» 
einen puamden Sprachgebrauch vonsuschlagen, vielfach ist auch 
das Bestreben vorhanden, den Begriff des Rechtseulgekts so- 
SU lassen, daas ans demselben bestimmt werden kann, wer im 
konkreten Fall berechtigt ist, wem das Recht zusteht. Von 
dieser Auffassung geht Bekker in dem Aufsats: Zur Lehre 
vom Rechtssubjekt aus. (Zu veigL Jahrbücher für Doginatik 
B. 12, S. 1 ff. insbesondere die Fragestellung S. 4 ) Aber auch in, 
den Pandükten scheint or noch von dieser Vorstellung beherrscht 
zu sein, obgleich er in;ini lies \(>n doni tinlieron Aulsatz auf- 
gegeben hat. Diese Auttas.suiii;- ist nun noch (genauer zu priitcu, 
da möglichorwoiso in dieser Richtung ein Zusanunenhang zwi- 
schen Hecbtssubjekt und juri^tischei* Person vorhanden sein, 
könnte. 

Der Paragraph der Bekker 'sehen Pandekten über das: 
Rechtssubjekt beginnt folgendeimawen: 

^Subjekt eines Rechts ist derjenige, dem dasselbe susteht. 
Begründet wird die Zuständigkeit durch den (originltren oder 
derivativen) Brwerb. Kenntlich aber ist cUs Zustftndigkeit 
des Rechts 

1) allgemein an der dem Subjekt sustjtndigen Dispositioa 
oderVwfQgung, die bald von dem Subjekt selber, bald 
von anderen zu diesem in bestimmten (Volhnaohts-) Ver- 

iiültiiissen stehenden Personen zu üben ist; 
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2} insbesondere bei den VermögenBrechten an der Zuge-' 
hörigkeit zu dem Vermögen des Sul^ekta, die wieder 
darin beaondera hervortritt, daes alle von d«n Salijekt 
kontrahirten Schulden die an dem Vermögen gehörigen 
Rechte ohne weiteres ergreifen.** 
Wenn Bekker nur die awei ersten SAtee geschrieben h&tte, 
-60 wUre ich gakiz einverstanden und dieselben w&ren vollständig 
ausreichend. Won «n Recht zusteht^ bestimmt der Erwerbs- 
akt, aber ich sehe nicht ein, weshalb nicht auch aus dem 
Erwerbsakt kenntlich wird, wem das Recht zustellt und wes- 
halb zu dieser Featstflluiiy; noch auf audcir' ?"akt(>rt;ii rckuiriir 
werden soll. Wenn wir von den ( ri enzgebieten der jui ist isi lien 
l'er.*;<)ii, in denen es zweifelhatt ist. ob eine solche odei ein 
societätiihnliches Gebilde angenommen wertlen .soll, bei dem 
<iaö Vermögen den ilitgliedcrn der Societüt zusteht, absehen, 
80 gibt es meines Wissens auf dem Ciebiet des Privatrechts 
keinra Fall, in dem es theoretisch aweiielhaft wftre, wem ein 
Recht ansteht f so dass eine Fixirung mit Hfllfe der von 
Bekker angefahrten Faktoren erfolgen konnte. 

Für die genaue Abgrenzung der juristischen Person können 
aber die von Bekker angefahrten Umstttnde erst recht nicht 
Terwendet werden. Nehmen wir an, es besteht ein Verein mit 
Beamten, die fOr ihn au handeln bevollmächtigt sind. Soll 
man nun zunftdist unter Verwendung der Ausführung Bekkers 
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fevtatell^« ob diese Beamten Bevollinftcbtagte der socii oder 
der juristisf^en Penon sind, tun daraus abmleiten» ob eine 
Jarietische Pereon vorliegt oder nioht? Offenbar muas der leta- 
tere Punkt zuerst festgestellt, werden und die Zuständigkeit 
•der Rechte wird deshalb nicht aus der DispositionsbefVignisB und 
<den VoUmaobtsverhältniBsen kenntlich. 

Was den zweiten von Bokker angeffihrten Punkt anbe- 
lan)7t, die Haftung für die Schuldon, so soll nicht in Abrede 
gübtellt worden, dass dei-selhe bei der Frage, oY> eine inristische 
Person anzunehmen ibt . mit neriu ksi(_ litifi;uug zu fiiide:! hat. 
Es wird sich aber bei genaucrfr Hchandlung dieser Fra^'' "nd 
aucli schon bei den folgenden methodischen Betrachtungen 
.zeigen, duss bei derselben mannigfache Umstände zu beachten 
■sind und es ist zunächst nicht einzusehen, warum die Schulden» 
haftung allein Berücksichtigung finden soll. 

Jedenfalls wgibt sich aus dem UmstencI, dase das ge- 
meinschaftliche Vermögen für die beaondem, mit dem Verein 
nicht zusammenhängenden Schulden der Vereinsmitglieder nicht 
haftet, nicht die Notwendigkeit einer juristischen Person. Wenn 
ich Mitglied eines Vereins bin, bei dem die actio communi 
'dividundo wirksam dauernd ausgeschlossen ist und bei welchem 
mit dem Austritt jede Berechtigung an dem VereinsvermOgen 
erlischt, so haftet dieses Vermögen für meine besondem Schul- 
den zweitellüs nicht. Es ist mir aber nicht ersichtlich, wie 
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daraoB mit Notwendigkeit folgen soll, dass kein Societfttever- 
httltnisB und keine Berechtigung der Vereinsmitglieder ange- 
nommen werden kann. 

Die DiepositionsbefiigniBe und die Sohuldenhaftung sind 
Eoneequemsen der Berechtigung. Wenn ich ein Recht habe,, 
ao kann idh oder deij«iige, dem die Dispoeitionsbeftigniss über 
mein Vermögen soBteht, aber daaeelbe verfügen, so haftet da» 
Recht fßr meine Schulden, sofern nichts anderes bestimmt ist. 
Die Mögli eil keit einer andern Regulirung von voniherein in Ab- 
redti zu £jtt'llen, scheint mir mclil aiiguügig zu sein. Wäro eine 
derartige Ne^^ation richtig, so Hesse sich dej- Satz in Rezny avit 
die Schuldenhaftnng auch umdrehen und man könnte dann 
mit Bckker sagen, dass derjenige und nui- derjenige berech- 
tigt ist, dessen Scliulden das betretfendo Recht ergreifen. Es 
ist aber zunächst gar nicht emchtlich, wa« fiu einen Vorteil 
eine solche Einschränkung bieten würde. Weshalb soll man 
«iidi von vornherein die Hüglichkeit nehmen, auch da von Be- 
rechtigung zu reden, wo eine Schuldenhaftung nicht vorliegt, 
wenn andere QirOnde für eme derartige Ausdruckaweise sprechen 
sollten. Orttnde allgemeiner Natur lassen sich aber für jenra 
Sata wohl kaum beibringen. Er kann nichts anderes sein — 
und das entspricht wohl auch der Auffassung von Bekker- 
— als ein zusammenfassender Ausspruch Aber die thatsftchlich 
vorkommenden Rechtserscheinungen. als die Behauptung, dass- 
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Uiatsttohlicli Bereohtigang und Schuldanhaftung Biets Hand in 
Hand gehen. Dann kann der Sate abw selbstTersttadlicli nicht 
Bur Beantwortung ▼ou Enuelfragen, also aach nicht ztir Ent- 
acheidung der Frage verwendet werden, ob in einem einzelnen 
Fall juristische Person oder Sooietas TorHegt, ist vielmehr seiner- 
seits von der Grenzregulirung swischen diesen beiden Insti« 
tuten abhftn^g. 

Ks ist luii nicht wahrscheinlich, das» speciell bei den 
juristischen Personen das Iiosultat der Tiek k er'schoii lU liaup- 
tung entsprechen wird. Ks mi mir tcriK.T zwcituliiatl, ob .sich 
nicht auch sonst Fälle finden lassen, welche mit der Theorie 
Ht'kkers nicht im Einklang stehen. Wenn sich R. ein 
JBainluorker die zur persrnilirlifu Ausübunji; des lienits unent- 
l^ehrlicheu Gegenstände kauft, ho können dieselben nicht ge- 
pfändet werden. Die Konsequenz, dass diese Gegenstände für 
die Schulden des Handwerkers nicht haften, wird kaum absu- 
leimen sein und soll man deshalb auch das Eigentum des 
Handwerkers in Frage «teilen? 

Bekker ist übrigens vielleicht nicht nur durch das Be- 
etroben, im einzelnen Fall festzustellen, wer berechtigt ist, 
zu seiner Behandlung des Subjektbegriffs gekommen. Auch 
noch andere Betraclitutigen und Erwägungen können dazu 
führen, eine genauere und inhaltreichere Definition des Rechts- 
subjekts autzustellen. Ein Eingehen hierauf tlurtie tür die 
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wätere Elarleguxig des SachTerhalts di«iliob sein» wobei 
alierdmgs daliingestellt bleiben mius, ob die folgende Aus- 
führung die Anschauungen Bekkers trifFL 

Man kann eiiunal fragen, weshalb die Rechtsordnung dem 
infans, dem Wahnsinnigen die Vorteile zuwendet, welche mit 
dem Haben von Rechten Yerbunden sind und man kann hier- 
von die andere Frage unterscheiden, weshalb sich die. Rechts- 
ordnung hierbei der Form bedient, dass (^ir tlie betreffenden 
Meutichen zu RechtRsubjekten Uiucht. Hei üw ÜtMiit w ortuiis^ 
der letzteren Fragt; Hclieint nun der Gedanke nalie zu liegen, 
das8 die Stellung des Wahnsinnigen materiell der des geistig 
Gesunden irgendwie gleichkommen müsse, dass es einen ma^ 
teriellen Inhalt des Rechtssubjektbegriffs geben müsse, der* 
überall gleichmikaeig vorbanden ist, wo der Begriff Verwendung 
findet and der nun aneh den Gesetsgeber — mag er sich selbst 
dessen bewusst sein oder nicht — bei der Verwendung des Be- 
griffs leitet. 

Derartige Betrachtungen können möglicherweise m B^g; 
auf eine Rechtsordnung zutrefien, ab«r sie sind durchaus nicht 
notwendig ssotreffend und haben sdiwerlich auf die Ausbildung des 
römischen Rechts eingewirkt. Wenn der Gesetasgeber findet,. 

dass er zu einer einfachen und deutlichen Regulirnng derVer- 

haltuiScSL' ij^felangt, iudoiii er die Rechte und Pliicliten zunächst 
an den intans, den Wahnsinnigen, au die juristische l'erson ,an- 
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knüpft, lind dann wieder bestinunten anderen Menschen Rechte 
und Pflichten in Bezug aaf die so geschaffenen Vermögen ein- 
räumt, so liegt darin schon ein genügendei- Grund, in den be- 
treffenden Fällen Ktchts.-ubjektc anzunehmen. Vem-hiedene 
(M ünde kl »unwi diese Auf«drucksvveifo noch besondors nahe legen, 
80 beim Wahnsinnigen der l 'nistand. dasn er vor der Erkrankung 
berechtigt gewesen ist, beim infanH die Aussicht, daas er nach 
errei(^hter Volljührigkeit vollberechtigt sein wird, 

D» 1 ( ii sotzgeber vorwendet den BegiiiH* des Kecbtssubjekts 
oder den der Berechtigung dann, wenn es ihm aus Irgend 
welchen Gründen angezeigt erscheint, Rechte an Menschen 
oder an sonst etwas aneuknüpfen. Eine Kritik des Oesets- 
gebers wäre nur möglich, wenn nachgewiesen würde, dass 
keine oder keine genügenden Gründe für diea% Anknüpfung 
vorliegen, dass sich aus derselben gar keine Konsequenzen ab* 
leiten lassen und daas sie deshalb bedeutungslos ist. 

In dem Normalfall der Berechtigung, wenn die Rechte 
einem volljährigen, geistig gesunden Menschen zustehen, hat 
die Zuweisung des Rechts bestimmte Konsequenzen. Diese 
Kon.setjucu/Aiii wtirdtu lum auch überall , wo von liercoh- 
tignng di»' Hede ist, eintreten, solern ihr Ausschluss si< h 
nu'iit von selbst versteht oder vom Gesetzgeber angeordnet 
ist. Aber dass nun ein gewisser Grundstock vorhanden sein 
muss, der stets gleichmässig zurückbleibt, der vom Gesetzgeber 
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nitimalB ausgescblossen werdem. kaxm und der dorch eine Defi- 
nition, die daxm das eigentliche Wesen der ReohtssubjektivitAt 
2um Ausdruck bringt , gefasst wwden kann, ist eine unbegrün- 
dete Annahme. Vielleicht liegt aber eana derartige Anschauung, 
wenn auch nicht deutlich forrauUrt und erkannt, den Be- 
strebungen zu Grunde, welche auf Line genauere und nament- 
lich niateriell inhaltreiclifcie Dctiiiit ian des Begi'irt'es Kechts- 
sulijt'kt gfiiclitet sind. Ich k;mn viflU'iclit die Auffassiiuf^. die 
mir die richtige zu sein scheint, noch in tolgender Weise an- 
schaidic-h machen. Die Zuweisung eines Hechts hat im Nor- 
maltall die Wirkung a; der Gesetzgeber kann nun aber auch 
die Wirkung a im ALlgenieiuen statuiren und einige«, x davon 
wieder wegnehmen. In der Formel a — x, - die eich so ergibt, 
kann nun x jede beliebige Grösse hab^, jeder Teil von a 
kann durch x beseitigt werden, die Verwendung der Formel 
a— X ist nur davon abhAngig, dasa überhaupt noch eine posi- 
tive Grösse übrig bleibt. 

Die für das Givilrecht aufgestellte Behauptung, daas es, 
von den juristischen Personen abgeselien, keinen Fall gebe, in 
dem Zweifel darüber obwalten, wer der Berechtigte ist, trifft 
vielleicht auf dem Gebiet des öffentlichen Hechts nicht 7.n und 
es gibt hier Fälle, in denen es ;ivveifelhaft ist. wem das Recht 
zusteht. Darüber, ob hier (hirch eine Definition des lici lits- 
subjekts weiter zu kommen i.st, wage iuh em bestimmtes Ur- 
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teil nifiht abzugeben. Ich will nur auf einen V'erHutjh ein|j;ehen, 
der mit Hülfe einer Delinition des Rechts im subjektiven Sinn 
und dea Beehtssubjekta die Zastttndigkeit öflEoitliober Rechte 
zu bestimmen unternimmt, aber meinee Eracbtens auch nicht 
zvaa Ziel gelangt. 

Roain behandelt in semem Aufsatz: Souveränität, Staat, 
Oemeinde, Selbstverwaltung unter anderem die Frage, ob die 
Gemeinde eigene Rechte hat oder ob sie nur Rechte des 
Staates ausübt, und verwendet sur Beantwortung dieser Frage 
folgende Definitionen (S. 26): „Recht ist ein von der Rechts- 
ordnuijfjf vcrlit honea Wollendflrfen in eigenem Interesse, ein 
rechtliches Für-Sich-AVoUcndürfen. Pei"s<)nlichkeit ein Wesen, 
welchcni «Inn Recht einen eigenen Lehenszweck zuerkeiuit, 
zu dessen Jfralisirung es ihm Rechte, d. h. ein andcii Per- 
«ünlichkeitcn besiinuiiendcs Woliendürfen verliehen hat. Subjekt 
eines bestimniten konkreten Hechts ist dic-jenige Persönlich- 
keit, in deren Interesse dasselbe von der Rechtsordnung ver- 
liehen ist, auf deren Lobenssweck es als Mittel bezüglich ist.** 

Für die Persönlichkeit wird demnach die Zuerkennung 
eines eigenen Lebenszweckes, für die Rechtsenbjektivität das 
eigene Interesse, die Beziehung auf den eigenen Lebenszweck 
als Ausschlag gebend bezeichnet. Hiervon wird zunftchst die 
Zuerkennung eine« eigenen Lebenszweckes als em. wertloses 
Element beseitigt werden können. Denn wenn man frägt. 
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wofin RS sich manifestire . dass dir» TfpchtHnrdniin«^ einem 
Wesen einen eigenen Lebenszweck zuerkennt, so wird darauf 
nur zu antworten sein, dass dies durch die Verleihoug von 
Kechten geschieht. E;^ bleibt dann nur die Verweisiinf; tinf 
das Interesse übrig, aber es erBcheint mir sehr Bweifelbaft, ob 
mittelst desselben die aufgeworfene Fnga entschieden werden 
kann. Wenn gesagt wlid, Rechte der Gemeinde oder Hechte 
des Staats, je nachdem es sich um Interessen der ersteren 
oder des letzteren handelt, so scheinl mir auf der Hand zn 
liegen, dass diese Interessen so eng verschlungen sind, dass 
die Scheidung derselben nicht wohl die Grundlage für die Be- 
antwortung der Frage bilden kann, ob gewisse Rechte der 
Gemeinde oder dem Staat zustellen. 

llosin litnat die von iluu guiiuii-hLc l'nterscheidung von 
Kechten des Staates und solchen der (tonioinde nur lür den 
spraclilirlicn Ausdruck von Bedpiifung sein. d;i er (8. Hl) e« 
ausdrücklicli ablehnt, praktist-lie Konsequenzen aus dem Gegen- 
satz abzuleiten. Ob der Staut der Oemeinde die Gen« liäfte ent- 
ziehen oder in ihre freie Entscldieasung eingreifen kann, hängt 
nach Kos in mit der Annalime eigener Hechte der (feineinde 
gar nicht zusammen. Unentaiehbarkeit und Unbestimmbarkeit 
sind nicht für die Annahme de? eigenen Rechts und ebenso- 
wenig sind ihre GegensfttKe fOr das nur vertretungsweise aus- 
geübte &emde Recht entscheidend. 
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Wer von privatrechtlioheii Aji8cbauuilg«i ausgeht, wird 
wohl geneigt sein, hiergegen Einepradie au erheben. Wenn 
der Oemeinde awdrücklicfa ein Recht verliehen kt, ao aoheint 
mir darauB za folgen, dtus der Staat der Gemeinde die Aua- 
übung des Rechts nur dann entziehen imd sie nur dann in 
der Ausübung ihrer Bedite beeinflussen kann, wenn ihm diese 
Beftigdsse ausdrücklich eingeräumt sind, wAhrend sich die 
Möglichkeit d«* Entaiehung und der BeeinfloBsung von selbst 
▼ersteht, wenn cüe (Gemeinde nur Mandatarin des Staates ist. 
Damit schoint mir nun unvereinbar, dass die Unentzieli barkeit 
und irnbü.stimiah;irkcit in keiner Beziehung zu der Annahme 
des eigenen Rechte sr» lit. Wio auf dem Gebiet de-^ I'rivat- 
rechts, so scheinen sieh aueli lutr aus der Annahmo ciuen 
eigenen l{e^•ht^* gewisse Konse<|nenzen zu orgeben, zunächst 
diu L'nentziehbarkeit und Unbestimmbarkeit, wahrscheinlich noch 
versciiiedene andere. Wenn der Gesetzgeber irgendwem eigene 
Rechte verleiht, so werden jene Konsequenzen der eigenen 
Berechtigung Platz greifen, sofern sie nicht durch die Qesetz' 
gebung wieder ausdrücklich beseitigt sind. Hat sich der Ge- 
setzgeber über die Frage, wer berechtigt ist, nicht ausgesprochen, 
so wird die Entscheidung der Frage davon abhftngen, ob und 
in welchem Umfang die Konsequenz^ der eigenen Berech- 
tigung realisirt sind . Daraus, dass also z. B. ,der Gemeinde 
Befugnisse zum Handeln verliehen siiid, in welche der staafr- 
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licho Einflii5is nirht einzugreiteu vermag, kann sehr wohl ge- 
achlossen wei don. »1a?s die Gemeinde ein eigenes Recht hat, oder, 
was vielleicht die richtigere Formulininf; ist, din I 'Unabhängig- 
keit der Oemeinde kann sehr wohl durch die Annahme einea 
eigenm. Hechts eum Ausdrack gebracht werden. Und dem 
steht der Umstand nicht entgegen, dass es Falle gibt, in 
denen der Staat in die Bechtsausübung der Oemeinden einzu- 
greifen befugt ist. Denn die Konsequenzen, die sich aus der 
eigenen Berechtigung ergeben, sind nicht notwendig mit der- 
selben ▼erbunden, sondern sie treten nur ein, sofern nichts 
Abweichendes bestimmt ist und deshalb kann wohl aus dem 
Platzgreüen der Eonsequcmisen auf das Vorhandensein eines 
eigenen Rechts geschlossen, taber nicht aus dem Polilen der Konse- 
quenzen die Negirung eiiie.s i i<j:onon Rechts iibgeh^itet werden. 

Wenn also auf d«'ni Gthioi des ftttV-ntlichon i,'i ( li(s F.ille 
vorkommen, in dmr-ii es zwi-iieilialt i.st, wfiu eine I'.'iL'dit iirung 
zusujht, so scheint mir nach dem Vorstehenden, dass ilic Schwie- 
rigkeiten nicht durch eine allgemeine Definition d« > liochts- 
Bobjekts beseitigt werden krmneu. Ks wird vielmehr darauf 
ankonnnein, genau festzusteUt», welche KonscK{uenzen sich aas 
der eigenen Borechttgung, da, wo eine solche «weifelloe vor- 
liegt, ergeben und . dann ztx untersuchen, inwieweit diese Kon- 
sequenzen in d&a. fraglichen Fallen nach den Intentionen des 
ÖesetEgebers einzuti'eteQ haben. Nur dadurch wird meines 
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Erach teils die richtige Grandlage für die Entscheidung der 
beti-eftenden Fragen gewonnen. 

Auf dorn Oebiet des Privatreclits glaube ich mit grösserer 
Zuversicht dm Behaupluiig uulslclkti zu können, dass den um 
den Begriff des Recbtssiibjekts gravitirendeii Tiitei suchungen 
eine erhebhchc Bedeutung nicht zukomnit, dass nainontlich 
die Lehre von den juristischen Personen niciit durcli u-geiid 
welchen Zuscuimienhang mit dem BegrÜl des liechtssubjekte 
beeinflusBt wird und dass jedenfalls dem, der einen solchen Zusam-^ 
menhang behauptet, die Beweialast isassuschieben ist. Bei den 
vorher besproch^en FormidirungBfragen muaete allerdings die 
Möglichkeit, m wertvolle ssusamroenfasaenden Formulirungen 
zu gelangen, offen gehalten werden. Im Chrossen und Ganzen 
kann aber wohl die Behauptung aufgeateUt werden, daas das Re- 
sultat, welches sich bei eingehenderer Behandlung der im Vor- 
stehenden besprochenen theoretischen Fragen ergeben dürfte, 
yoraussichtlich kein wichtiges und wertvolles sein wird. 



66 



VIL 



Wichtiger scheint eine audero Reilio von Fragen za sein, 
welche die Abgrenzung der juristischen Personen betreffen. 
Wie ist die Grenzlinie zwischdh juristischer Person und Hoeietm 
za ziehen, wann sind die Erscheinungen des Lebens unter den 
einen, wann unter den andern Begriff zu stellen? Damit hängt 
dann eng die weitere Frage zusammen, welche Funktion dem 
Begriff der juristisch«! Person zukommt» d. h. welchen Sinn 
und weldie Bedeutung es hat, wenn eine Erscheinung des 
Rechtaleb^ dem Begriff der juristischen Person unterstellt 
wird. 

Dass die Grenzlinie zwischen juristisclier Ponson und So- 
cietas zwfifolhaft ist. liat in erater Linie in tolgendeii Ersciiei- 
nungeu seinen (inind. 

Neben den Gestaitimgen, die auf dem Oebict des gonioincn 
Hechts als jurititische Personen «merkaunt sind, gibt es noch 
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aadfire, wie 2. B* die AktiengeseUsohafb und die ofiiene Mandela- 
gesellsohafb, welche eine eingebende gesetsliche Nonuinmg 
erhalten haben, ohne daes sich der Gesetzgeber darüber aus- 
gesprooben hat, ob hier eine juristisohe Person vorliegt. An 
diese Sachlage schltesst sich der noch nicht geschlichtete Streit 
an, ob die betreffenden Gesellschaften juristische Personen 
seien oder nicht. 

Femer kommt in Betracht, dass sowohl bei der juristischai 
Poi-son, insbesondere der Korporation, als auch bei der Societas 
nun: Aus- und Uuihilduiif^ ilunli don Partei willen teils 110t- 
wcndiiJ^. tf'ils inäglii Ii ist. Bei di^r jurifstischen P« i sdii wii d da.s 
Verniugen zunächst von den bett'iÜL'-tcn Mcnsclien losi.'elr)st. alx r 
es ist dal'oi nirht ausgeschlossen, ja in gewissem Umtang s<ugar 
notwendig, dass denselben wieder Befugnisse und Oenussberech- 
tigxnigon oingeräunit worden. Uuigekelirt ist bei der Societas 
der Socius selbst berechtigt und verpflichtet und er steht in 
Folge davon zu dem Gesellschafbsvermögra, sowohl was die 
YerfQgung Uber die Rechte und den Oenuss der mit denselben 
verbundenen Vorteile als die Haftung für die Schulden betrifft, 
in intimeren Besiehungen als das Korporationsmitglied zu dem 
Vermögen der juristischen Person. 

Aber in dieser Richtung sind Modifikationen möglich. Es 
können einmal dem Korpoi ationsmitglied durch die Verfassung 
die verschiedenartigsten Befugubse und Geuussberechtigimgen 
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einp;eräunit werden, so dass nich seine Stellunpr der pines So- 
cius nähert und 6S kann andererseits auch die Stellung dea 
Sooius in der mannigfadiatea Art eingeacbr&iLkt werden, so 
dass dasVerhAltoiss dem bei der Korporation vorhandenen ähn- 
lich wird. In dieser Richtung ist bekanntlich die moderne 
Hechtsentwicklung über dae rümische Societfttsrecht hinaus- 
gegangen. Es sind im modernen Eocht EinschrAnkungen des 
Socius durch den Societiltsvertrag möglich, welche das rOmischc 
Recht nicht Bugelassen hat. Es mag in dieser Boisiehung an 
den dauernden Ausschluss der Tetlungsklngo und an die Zul^ 
sigkeit bindender MajoritÄtsboschlOssG erinnert werden. 

So kaiiu OS kouimeii. ilns-; ein Verein, di-r .sich /.uiuiohst 
HU8 irgend welchem Ciriiml — /.. I!. iiuch der Form der Ent^ 
stehiiüir oder weil er sich Hulbst so noTint — als Soeietat oder 
als juristische Person darsttdlt, durch Vertrag i»der Verfassung 
SO viele Kinzeibestimmungeu des andern Instituts in »ich auf- 
uiuuiit. dass es zweifelhaft wird, ob nicht eben dieses andere 
Institut als vorhanden anzunehmen ist. Insbesondere ist es ja 
bei den s. g. modifioirt^ Societ&ten des modernen Rechts be^ 
stritten, ob dieselben noch SocietAten seien oder ob man sie 
nicht als juristische Personen auiGassen müsse. (Zu vergl. 
Windscheid, Pandekten §.68 N. 5). Es kann auch sein, 
* daas bei einem Verein weder durch den Namen noch durch die 
Ekitstehungsform noch sonst ein Hinweis au^ die juristische 
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Vemm oder Societas erfolgt iat^ dass aaeh nicht das Erforder- 
xam staatlicher Genehmigung der Annahme einer juristischen 
Veeaim entg^ensteht. Dann muss auf Grund der für den 
Verein geltenden Einzelbestiauuuugon entschieden werden, ob 

Societas odei- juristische Pei-son vorliegt, eine Entscheidung, 
die sehr oinfiu h ist, wt iin ausschlieaslich das iiccht der Soeietas 
oder di r jui istisriien Pi r-^un j/ilt. aber schwierig, wenn die 
Ucstnmnuiigen aus beiden (M bictcii ir* mischt sind. 

Ans dem Vorstehenden ergibt .sieli, dass und ia welchem Sinn 
Zwisc'henbildungen zwischen Juristischer l^ei-son und Societas 
mögliirh sind. Eine rechtliche Erscheinung kann in dem Sinn 
in der Mitte zwischen juristischer Person und Societas stehen, 
dass teils die Einzelbestimmungra des einoUf teils die des andern 
Instituts Eur Anwendung kommen. Und wenn man nun mit 
der Annahme der juristischen Person oder der Societas nichts 
weiter sagen will, als dass das Recht der juristischen Person 
oder das der Societas gelte, so kann man sich auch zur Not 
den Ausdruck gefallen lassen, ein Verein sei teils juristische 
"Petaan. teils Societftt. 

Geht man aber davon aus, dass mit der juristischen Person 
die AnknüpfiiiiLC dus V'ennögens an einen selbständigen, von den 
beteiligten Menschen verschiedenen Beziehungspunkt gegeben 
ist und das« gerade hieraui di»' f uiid;iuieutal(' Unterscheidung 
von der Societas beruht, so kann es Mittelglieder zwischen 
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den beiden Institaten 'nicht geben. Hat die Frage, juriatiBche 
Person oder SocietaB in erster Linie den Sinn: findet An- 
knüpfung des Vermflgens, der Hechte und' Pflichten» an einen 
BelbetftndigenBeeiehungspimkt oder an die beteiligten Maischen 
statt, so kann die Frage meinee Erachtens nur in dem einen 
oder andern Sinn entschieden werden. Von einer genaueren 
Begründung dieser Behauptung muss ich hier abschen; ich 
komme wohl in anderem ZuHammenhang aul die Frage zurück 
und beschränke niicii voi Uuifig darauf, zur TJntprstützimg meiner 
Ansicht aut Lab and, Zeitschritt lür Handelsrecht B. UO S. 482 
2U verweisen. 

Dir Frage, ob die besprochenen Zwischenbildungen zur 
juristif^chon Person oder zur Societas zu ziehen sind, kann in 
verschiedenem Siim aufgeworfen und beantwortet werden. Es 
kann sich einmal um reine Klaesifikationa- und FormulirungB- 
fiagen handeln, denen keine praktische Bedeutung irgend welcher 
Art zukommt, während es andererseits auch loGgiich ist, daas 
die Annahme yon' juristischer Person oder Societas praktische 
Konsequenzen nach sich zieht, indem die in Frage stehende 
rechtliche Erscheinung durch jene Annahme irgend welchen 
- Hegeln unterstellt wird. Es kehren mitbin hier fthnlich« Ft-agen 
und Unterscheidungen wieder, wie sie schon oben gestellt und 
gemacht wurden. Nur hat es sich oben um die Subsumtion 
der juristiächon Person imtcr allgemoiuero Bcgritle und um die 
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Busammen&flsende Formulining dar fflr die juristische Person 
geltenden Regeln gehandelt, wfthrend hier Ersoheinimgen dee 
Lebens von ssweifdhafkem juristischem Charakter unter den 
B^jff der juristischen Person oder unter den der Sooietas 
Bubsumirt und die fEir diese Erschonungen geltenden Regeln 
durch die Subsumtion zu einem zusammenfassenden Aiisdruck 
gebracht werden sollen. 

r)it! Beachtung der praktischeu BediMitung, welche diese 
Untersu('}Hin<^(-n niöglicherwmsf» haben köunt n, ist aucli deshalV) 
von Wichtigkeit, weil bei denzuerstgcnanntenKlassitikations-und 
li'ormulinmgsfragcn die Untersuchung vollständig unabhängig 
, von dem Willen de» Gesetzgebers ist. Handelt es sich dagec;en 
darum, irgend einen Verein als juristische Person oder als 
Socieias au beaeichnen und ihn damit bestimmten Regeln an 
unterstellen, so ist dies nur zulAssig, wenn es dem Willen 
des Gesetagebers oder, fi^b der ParteiwilLe auf diesem Gebiet 
souveriln sein sollte, dem Willen der Parteien entspricht. 
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VIIL 



Was zunächst die Klassitikations- und Forrnulirunp;8tragen 
ohne praktische Bedeutung betriift, so könnte man versucht 
sein, in folgender Weise zu einer fintscheidung und Orenss- 
ziebung rai gelangen. 

Wenn wir Ton der biaherigen Annahme ausgehen, in der 
alle Theorien überdnstimmen, dase bei der juristischen Pei-son, 
respektive beim Zweckvennögen das Vermögen an einen neuen 
Beziehüngspunkt angeknüpft wird, wahrend bei d«- Societas 
die Rechte und Pflichtoi den einzelnen Individuen zustehen,' 
ao ist die Möglichkeit gegebeui dass die Einzelbestimmungen, 
welche die Machtstellung und Genussberechtigung der Mit- 
glieder eines Vereins fixiren, mit Sicherheit und Notwendig- 
keit auf juristischo Person oder Societas hinweisen. Sollte es 
Einzclbestiiiitiiungen in Bezug auf Verfügungsgewalt, Oenus»- 
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bcrechtigunr;. TTaftung <lor Vereinsmitglieder geben, welche önt- 
weder die Annahme einer joristiacben Feraon und damit einea 
neuen BeBiebungspunktes für die Becbte unbedingt fordern 
oder mit der Annahme einer solchen unver^bar sind, so 
kOimte von einer derartigen FeststeUung aus wobl eine Ent- 
scheidung der Frage erfolgen, ob ein bestimmter Verein- als 
juristische Person zu bezeichnen ist. Wenn sich s. B. der Sata 
aufstellen Hesse, dass die Haftimg der Vereinsmitglieder f&r 
die Schulden des Vereins mit der Annahme einer juristischen 
Person unvereinbar sei oder dass der Aiis5«ehhi98 der Haftung 
der Voroiii!*initgliodor die Aiiei keniiuiig einer juristischen Person 
unbodingt verlange, so wäre damit ein in wcirem Umfang 
ausreiclieadcs Kritcriuiu liir ili« Scheidung der Vereine in ju- 
ri.stisL-li(! T^ersourn und iSucielät<}n gegeben. Aber ob sich ein 
düi'artiger notwendiger Zusammenhang als vorbanden nach- 
weiden lässt, erscheint mir eben traglich. 

Mit der Annahme der juristischen Person ist allerdings 
aunächst die Loslteung des Vermögais von den beteiligten 
Menschen statuirt, aber daraus folgt nicht, dass dieselben, 
nicht durch die Verfassung wieder in Verbindung mit dem Ver- 
mögen gebracht, daas ihnen nicht Genuss- und VerfÜgungs- 
rechte eingeräumt und Verpflichtungen anfnrlegt werden kOnnen. 
Ich sehe nicht ein, weshalb hierdurch die Möglichkeit ausgoschloe- 
sen werden sollte — von der Frage, welche A.uffiM8ung die aweck-^ 



64 



mftsaigere ist, selic ich zunäch»t ab — das Vermögen immer 
noch an die juristiacbe Person als solche aiusuknflpfen. Ich 
kann mich insbesondere nicht davon übereeugeD, dass die An- 
nahme einer juristischen Person unmöglich wird, wenn die 
Korporationsmitglieder für die Schulden Korporation ein^ 
zustehen haben. Allerdings wird der sekundAre Charakter dieser 
Verpflichtung nicht in Abrede zn stellen sein; denn wenn 
durch die Annahme einer jiiristiaohea Person die rechtlichen 
Beziehungen an diese geknflpft sind, so haftet derjenige, der 
für diese Schulden ebenfalls einzustehen hat, fttr eine fi-emde 
V<*rbinillu likuit, auch wezm eine Vorausklage gegen die jiuis- 
tische Pt'isoii nicht notwendig ist. Die Verptiichtnng der Kor- 
poral iotisniiti^li.xler i<t zwar keine reine Hiagscliattsvei [iflir h- 
tung, aber ist docli derselben verwandt (zu veigl. Maudry, 
der civilrechtliche Inhalt der lieichsgosetze S. lOH}. 

Und ebenso scheint mir mit dor Annahme einer juri-stis« hen 
Person nicht unvereinbar, dass das eimselne Korporationsmit" 
glied in Eorporationsangelegenheiten klagend auftrete kann. 
Es kann entweder eine besondere Legitimation zur Geltend- 
machung der der Korporation zustehenden Rechte vorliegen 
oder es kOnnen mit der Mitgliedschaft selbstftndige, gegen 
Dritte klagbare Rechte der Korporationsmitglieder verbun- 
den sein. 

-Wenn umgekehrt bei der Societas die Einzelnen als die 
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Berecbtigton und Verpflichteten bezeichnet werdoi, so ist damit 
atugedrfickt, dass der Einzelne in Bezug auf das geiiaeuischafU 
liehe Vermögen nicht weiter eingeBchrftnkt ist, als es die Gleich- 
berechtigung der andern fordert oder der Societätsvertrag es 
beetimmt. Aber in diesem letzteren kann nun eine weitgehende 
BeBchrftnknng und Bindung der einzelnen Gesellschafter statuirt 
werden, ohne diias deshalb die ilöglichkeit aufhört, von einer 
Bere<'hti,t(niii,r und V*'rptlichtiujg dvr Einzelnen zu ledea ; denn 
weshalb sollte (lusf ^fr(»lichkeit aulliören, wenn dem Socius 
die Teilnngskia^c Lcriioiniin n, wenn er oinem Majontätt<beschhiss 
nnterworfen oder wenn seine Haltung auf seinen (resellschatts- 
anteil oder einen zu zahlenden Beitrag beschränkt wiidi' 

Die bisherigen Ausführungen gelten nur von der Annahme 
aus, dass in den Begriff der juristiachen Fersen zonftchst nichts 
weiteres hineingelegt wird, als dass das Vermögen an einen 
neuen Beziehungspunkt angeknüpft wird. Wenn man irgend 
eine Definition der juristischen Person anfsteUt, in welche weitere 
Merkmale aufgenommen werden, so ist es wenigstens nicht un<> 
möglich, dam sich dieselbe auch zu genauerer Abgrenzung der 
juristischen Personen vwwenden Iftsst. 

Femer hängt die im Vorstehenden verteidigte Ansicht mit 
den froheren AusfQhrungen Ober die Bedeutung, welche die 
Verleihung oitms Reehts hat und über den Begriff des Kechts- 
HubjektH zusammen. Legt man in die Berechtigung irgend einen 
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specittUoren Sinn Mnem, z. B. dem das Becht für die Schulden des 
Bei'echtigton haften müsse, so würden gewisse Euuselsätze mit der 
Annahme von Juristischer Person oder Societas unvereinbar 
sein. Geht man dagegen von der oben verteidigten Anschauung 
aus, das8 sich aus der Verleihung einee Rechts zwar gewisse 
Konsequenasen crgobon, dass dieselben aber durch beliebige 
andere GteRtaltungen aiisf^esRhlosson werden können, das» mit- 
hin dit» Verleihunir eines Jfet'lits eine rein piovinorische Bo- 
deutiuifjj halii'ii kaiDi. die durch weitt;re Xoniiirnu|ür <-T8t be- 
Htiiiiuit^'Ti Sinn und piaktiyclien Wi'it zu «Tlia It <jn hat, so wird 
mau koiuo der vorstehend erwalmton Kui/-el^^estaltungen mit 
der Annahme einer Juristischen Person oder einer Societas 
für unvereinbar erklären müssen. 

Die Untersuchung wird in B(;zug auf die Grenzziehung 
zwischen juristischer Person und Societas wohl ehei* zu einem 
Resultat kommen, wenn sie nicht auf die Auffindung einer 
logischen Notwendigkeit, sondern auf den einfachsten und 
Eweckmässigsten Ausdruck der für einen Verein geltenden 
Bestimmungen gerichtet ist. 

Aus der Annahme einer juristischen Person oder einer 
Societas ergeben sich gewisse Konsequenzen, die Anwendung 
finden , sofern nicht die Verfassung oder der Societfttsvertra^ 
etwas Abweichendes bestimmt. Sucht man den einfachsten 
Ausdruck, so wird die Zahl der Abweichungen daniber cut- 
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scheiden, ob juristieche Person oder Sooietas amsunehmen ist; 
es wird der FormuUrung der Yorsug zu geben emn, bei welcher 
die geringste Zi^l von Abweichungen zu etatuiren i»t. Die 
Aimahme einer juristischen Person oder einer Societas Iflsat 
sich auch als eine Zusammenfassung der Einzelbestimmungen 
betrachten und daraus ergibt sich die Bevorzugung der For- 
mulirung, bei welcher eine ZuRanunenfaasung in grosserem 
Umfang möglieh ist. 

THo Formulirungsversurho können sich hierbei auch noch 
weitt'i ( isitn'C'ken na<l cinu Znsaniiiicnl'assunöT der Abweichungen 
anst ! flicn ; es kann itiristischi- Pcisini udei- Soiietas aTijj^otiom- 
nien und dalx i vosiucht werden, liuich eintin kurzen zusannuell- 
lassondcii Zusatz zum Ausdruck zu bringen, inwieweit Kinzel- 
bestinunungen des andern Uechtsinstituts zur Anwendung 
kommen. Ein derartiger Versudi ist zum Beispiel die Annalmie 
einer Societas mit formeller oder kollektiver Personeneiuheit. 
Da mehrmals der Versuch gemacht worden ist, eine derartige, 
sich gewisserroassen nach verschiedenen Seiten wmdende For- 
mulinmg zu finden, so war das Problem an dieser Stelle zu 
erwähnen, obgleich wenig Wahrscheinlichkeit vorhanden ist, 
dass eine befriedigende Losung desselben gelingen wird. 

Die vorstehenden Betrachtungen werden jedenfalls nicht 
zu ganz zweifellosen und sicheren Resultaten fahren. Es kommt 
aber noch ein anderer Gedankengang in Betracht, der hier 
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ebenfalla eingreift und zu der Annahme von juristisclien Per- 
sonen drängt, auch wo die obige Betrachtung nicht au der- 
selben fuhrt. 

Im Btsheiigen ist als 0rund für die LoslOsung des Ver- 
mögens von den Einzelnen und die Anknüpfung desselben an 
einen neuen Besiehungspunkt die Eänschrftokung angefahrt 
worden, welche den Korporationsmitgliedei'n in Bessug auf das 
Koi'porationsvernit^n auferl^t wird. Aber noch ein anderer 
Grund kann dafür sprechen, nicht die Einzelnen als die Be^ 
i pclitifrten und Verpflichteten anzuftihron. Sofern bei den einem 
Verein ungehörigen Personen diesoll)in Hechtsvorgängn gleich- 
nicl.ssig eintreten, ist es ualieliegt ad , bei Seliilderung dieser 
Vorgänge nicht die einzehion Beteiligten zu nennen, soiul« i n 
dieselben wegen der Gleichartigkeit ihrer Schit-ksalo unter 
einem (resammtnamen zusammenzufassen mid dann die Oesaramt- 
heit als solche, die Gesellschaft, den Verein als berechtigt und 
▼erpflichtet, als Bechte erwerbend, Verbindlichkeiten ftber^ 
nehmend dai'zustellen. Hierin liegt nun BUnächst nur eine 
sprachlich bequeme Ausdruoksweise, welche von der juristisch- 
technischen LoslOsung der Rechte von den Einzelnen wohl zu 
unterscheiden ist; aber die Annahme einer juristischen Person 
und diese sprachliche Form haben doch das gemeinsam, dass 
sie von den Einzelnen abstrahiren, und unter irgend einem 
Namen auf die Gesammtheit, hier streng juristibch, dtHt^racb-« 
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lioh Bezug nehmen. Und dieser Umstand sdieint nun für die 
Annahme juristischer Personen im GegwuMta zu der Stattii- 
rung von Societftten in die Wagschale zu fallen. Der Sprach« 
gebrauch des gewöhnlichen Lebens spricht ja nicht bloe bei 
Gesellsdiaften, die sich der juristischen Person nfthem, wie 
bei Vereinen mit grosser und wechselnder Ifitgliederzahl zur 
Verfolgung idealer oder geselliger Zwecke davon, dass der 
Verein berechtigt und verpflichtet ist, dass der Verein handelt 
und kontrahirt, sondern aiu li Itei ^^anz gewöhnlichen Gesell- 
schaften wird von den Einzelnen alif^csi hon, indem die recht- 
lichen Ereignisse viollueh auf dif ( n sainnitlieit als solche be- 
zogen werden. Und wenn dieser Spraciigebrauch ciiu^n ge- 
nügenden (irund hat, so kann sich die juristische JTormulirung 
durch denselben wohl in den Fällen beeinflussen, mithin zur 
Annahme junstisoher Personen bestimmen lassen, in denen 
diese Annahme ungefähr ebenso naheliegend und möglich ist» 
wie die von Sooietaten. 
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IX. 

W«ui einmal anerkannt wird, dass kein fester Zusammen- 
hang zwischen der Annahme einer juristtsohen Person und 
gewissen TJpchtssätzen stattfindet und wenn daniit ein Spiel- 
raum inr die Annahme von Jurist ischt n Personen, sowie die 
MügUchkeit. den gcwühnlichen Spi a' liir» lirauch zu berücksich- 
tigen, gegeben ist, so liegt auf der Hand, dass bei den bisher 
besprochenen reinen Klassifikations- und Forniidirungsfraigen 
zu einrai sicheren, zweifellosen Resultat nicht zu gelangen ist. 
Um 80 grossere Bedeutimg wird deshalb der zweiten oben er- 
wähnten Frage, auf die nunmehr n&her einzugehen ist, «i> 
kommen, ob nicht die Annahme einer juristischen Person oder 
einer Sooietas in der Weise möglich ist, dass sich ans derselben 
praktische Resultate ergeben, indem der betreffende Verein 
durch jene Annahme irgendwelchen Regeln unterstellt wird. 

Bei der Untersuchung, welche praktische Bedeutung die 
Annahme und Abgrenzung der juristischen Person hat, ist es 
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▼OH fundamentaler Bedeutung, welche SteUung die Gesete- 
■gebung zu der Zuläaeigkeit jarietiBcher Personen eixmmunt. 
Wenn eine juristiaclie Pereon durch den Willen der Beteiligten 
allein zur Entstehung gebracht werden kann, so hat die Grenz- 
ziehung zwischen junstischer Person und Societae eine andere 
Bedeutung, als wenn die juristische Persönlichkeit vom Staat 
verliehen oder durch Beobachtung besonderer Formen erworben 
werden nnias. Dagegen ist die Fia<i;i\ ob die erstere oder die 
letztere der eben anc^efiilu ten Muglichkuiteii T*liit7. greift, ob 
also il.is I\unceis.siuii.sj3yr*teni oder das System der Norniativ- 
l)estimnuing«'n acceptirt ist, nicht von Wichtigkeit für die 
niothodi.scheu Untersuchungen. Es genügt deshalb, die beiden 
M()glichkeiten, um die sich der gemeinrechtliche Streit über 
die Entstehung juristischer Personen dreht, nämlich hreie 
Bildung Juristischer Personen and Notwendigkeit der Staat- 
heben Verleihung juristischer Persönlichkeit, ins Auge zu fossen. 

Wenn der Rechtssatz gilt, dass eine juristische Person zu 
ihrer Entstehung der staatlichen Eonceesion bedarf, so ist an- 
zunehmen, dass der (Gesetzgeber gewisse rechtliche Erscheinungen 
wie z. B. die beschränkte Haftung der Yereinsmitglieder, den 
Bintrag des Vereins als solchen in die Grundbücher nur dann 
gestattet, wenn er die luristijwjhe Persönlichkeit verliehen hat. 
Denn aul pi;iktische Kesultate, daraul duas etwas gest lioheu 
soll oder kami oder nicht geschehen soll, ist die gesetzgeberische 
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Thätigkeit ausschliesslich zu richten, w&hrend Namengebtingen 
oder juriatische Konstruktionen nicht zu der Aufgabe des Ge- 
setzgebers gehören. Die Anordnung staatUcher Eoncessionirung 
wird deshalb nicht den Sinn haben, daaa ohne staatliche Ge- 
nehmigung der Name jnristbcfae Person nicht gebraucht 
oder die Denkform, die das Vermögen an einen neuen, selb- 
ständigen. Beadehongspunkt anknüpft^ keine Verwendung finden 
darf. Ist dies richtig, so erhebt sich nun vor allem die Frage, 
welches die Bechtsgestaltungen, die praktischen Resultate sind, 
die ausschliesslich auf dem Boden der juristischen Porsnn. also 
in Folge staatlicher KoncessioiiirunK hergestellt werden küimt n. 
Diese Frage berlarf umsoujelii t im r ciiiLreheiKlf-n Hehatullunji, 
als, wie schon t.rwi^lnit. auf dciu («ubit't dci' n'innsclu'n SocietHs 
zweiteilot* eine Entwicklung in der Uicbtung stattgetunilen hat. 
das.s manche Erscheinungen, die im römischen Kecht nur bei 
juristischen Personen vorkommen kouuton, nun auch bei durch 
formlosen Vertrag begründeten Societäten mOgUch »iud. Die 
genaue Scheidung der Rechtswirkungen, welche auch bei der 
staatlich nicht konoeesionirten Sooietät h^beizufähren sind, 
von dmien, die nur bei der juristischen Pecson vorkommen 
kdniLen, die Erkeontniss, waches Plus von Rechtswirkungrai 
durch die Verleihung der juristischen Persönlichkeit zugänglich 
gemadit wird, sind natflrlich die erste Vorbedingung für die Be- 
handlung der Frage, ob es richtig ist, dm Erwerb der juristischen 
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PersfliiliolLkeit yon der ataaUicheo Genehmigung abhängig zu 

rnachen. 

Wenn gewisse Erscheinungen nur auf dem Gebiet der 
juristisohen Person, also nur mit staatlicher Gen^migung 
realisirt werden können, kommt dem Begriff der juristischen 
Person insofern praktische Bedeutung zu, als der Gesetzgeber 
sich dieses Ausdrucks bedienen kann und wird, um be- 
treffenden Möglichkeiten zu erOffiien. Und die Abgrenzung 
der jui i.stischen Person orledigt sich hier zunächst einfach durch 
df'ii Ilinwtns auf die staatliche (Tentihinii^uim. Ah<T man wird 
«liH;h ni<'ht sai^L'u köiiin-n, dass jui istisrlic I 'ci-x hh-u au.s.schliess- 
lich in dem Fall dci- staat licln n Ktm* * >sioiiii iinu- vorhanden seien. 
Auch wenn die Verleiiiung der juristischen Persönlichkeit in 
der Regel durch ausdrückliche Erklärung der Staatsgewalt er- 
folgt, so wird dem Staat doch nicht die Möglichkeit genommen 
sein, einen Verein auch noch auf andere Weise ssur ju- 
lisiischen Person m machen. Wenn die Gesetegebung einem 
Verein alles das gestattet und ermöglicht, was der juristischen 
Person eigen ist, so wird die Theorie mit Recht keinen Anstand 
nehmen, denselben für eine juristische Person zu erkiftren. 
Nun kann es aber auch vorkommen, dass bei einem Verein, und 
«war auf Grund gesetzlicher Statuirung, einzelne jener P^igeu- 
schafben der juristischen Person, aber nicht alle vorhanden sind. 
Ist es dann eulSssig zu sagen, der Verein hat einige der Eigen- 
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Schäften, die nur bei der juristiscbea Person vorkommen, ]at 
demnach eine juristiBohe Person und es sind ihm deshalb auch 
die öbrigen Eigenschaften der juristischen Person beizulegen, 
auch wenn der G«aetageber nicht ausdrücklich von denselben 
redet? In diesem Fall ist die Annahme einer juristischen Person 
von praktischer Bedeutung, sie führt dazu, den Verein weiteren 
Rechtsregeln zu unterstellen, die bis jetzt noch nicht ausdrück- 
lich für ihn ausgoHprochen wai'en. Aber offenbar ist eine der- 
artige Operation nicht, ohne weiteres zulftasig; sie bedarf vicl- 
molii zu ihit r Iioclitfbrtigiuig des Nachweises, dass nach dorn 
veruiurli( licn W'ilkii des (Jesetzgebers mit der Verleihung des 
einen Merkmals auch das andere verheben ist, wie wenn also 
Zinn Reispiel gesagt werden könnte, dass ein Verein, indem • 
ihm vom Gesetzgeber die Möglichkeit verlieln-n wird, Schulden 
mit beschränkter Haftung zu kontrahiron, damit zugleich auch 
nach dem vermutlichen Willen des Gesetzgebers das Recht 
erhMit, sich als Verein in die Offentüehen Bücher eintragen zu 
lassen. Es geht aus diesem Beispiel jedenfaUs hervor, dass ein 
derartiger Zusammmhang sich durchaus nicht von selbst ver- 
steht, seine Annahme vielmehr einer eingehenden Rechtfertigung 
bedarf. Als unmöglich ist aber ein solcher Zusammenhang 
ebensowenig zu bezeichnen, es ist insbesondere möglich, dass 
man mit folgendem Gedankengang den richtigen Sinn des 
Gesetzes trifft: der Gesetzgeber bat eine nur bei juiistischen 
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Personen vorkommende Eigenschaft statuirt, er bat demnach 
den Verein als eine jnnatische Person angeeelien und es «at- 
spricht deshalb seinem Willen, dass der Verein in jeder Richtung 
wie eine juristische Person behandelt wird. Aber andi dieser 
Qedankengaiig kann wieder nur als möglich, nicht als ohne 
weiteres zutreffend bezeichnet werden. 

Dass der Ikgrill der Juristischen Person ein wertvoller 
Ware, wt-an die vorstehend jresrhilderten Operationen möglich 
wären, wird ni<;ht zu l< si in. Rs ist deshalb eine Auf- 

gabe der Untersuchung, testzustellen, ob die genannten Zu- 
samnienhihige im Sinn des Gesetzgebers vorhanden sind. Besteht 
zwis(!hen den v(>rBchiedenen Eigenachaften der juristinchen Person 
ein derartiger Zusammenhang» dass von der einen auf die andere 
geschlossen werden kann, gibt es Eigenschaften der juristiacheu 
Person, deren Vwhandensein allein schon den Schlnss eulftsst, 
dass der Oesetzgeber juristische Person nnd in Folge davon 
das gesanunte Recht derselben gewollt hat? 

In der bisherigen Darstellung wurde nur auf diejenigen 
EimselsätEe Bezug genommen, welche sich aus der Anknüpfung 
des Vermögens an einen neuen Besiehungapunkt als Konse- 
quenz ergeben. Ks kann nun aber auch sein, dass der Gesetz- 
geber weitergehende Nonuit uii^'i^n in Bezug auf di<' juristische 
Person g< tnilien" hat, z. ii. in Hezu^ auf die Art der Ab- 
stiiuiuuugeu oder aul die Vertretung. Und zwar köuueu 
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dieselben diapositiver oder absoluter Natur sein, je nachdem, 
sie durch die Verfassung der juristischen Person, beseitigt werden 
können oder nicht. In Bezug auf die durch die betreffenden 
Bestimmungen begründeten Eigenschaften der juristischen Per- 
sonen erhebt sich dann wieder die Frage, ob hier ein Zusammen- 
hang in der eben besprochenen Weise angenommen werden 
kann. 

Wenn die Bildung der juristischen Person frei gegeben 
ist, also durch den tonnlos erklarten Parteiwillen eii« »]^» n kaiui, 
so ist aiirh hif'i' wieder sicher, das.s die Pcirteien, welche .sieli 
i\o^ Aits<!i utkö juristisclie l'orHoii bedienen, ini Zwi it« ! -aWhs 
da-s Wullen, was au.s jenem Ausdruck folgt. Und wenn um- 
gekehrt ein Verein da.s alles im Einzelnen statunt hat, ohne 
sich juristische Person zu nennen, s > w ird auch hier kein Uin- 
derniss vorhanden sein, juristi.sche Pui'son anzunehmen. Aber 
auch hier ist die Möglichkeit gegeben, dass die Parteien die 
Merkmale der juristischen Person teilweise verabredet haben. 
Dann liegt der Schluss nahe, dass sie auch die anderen Merk- 
male gewollt haben und derselbe ist dann zulässig, wenn sich 
im Sinn der Parteien eine derartige Zusammengehörigkeit der 
Merkmale annehmen Ittast. Li diesen Fall wäre ein wert« 
voUei', weiterführender Begriff der juristischen Person, der dem 
dispositiven Recht« angehören würde, vorhanden. Der Unter- 
schied von dem Koncessionssystew besteht nur darin, dass 
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b«i letotorem die Zin>aminengeh<irigkeit im Siim dea Oeaete- 
gebero voriianden sein muM, während im andern Fall die Zu- 
aammengehorigkeit im ParteiwUlen zu auclien iat. herbei iat 
natürlich nicht auageschloaBen, daaa es schlieflslioh dieselben 
Grände und Betrachtungen sind, welche sowohl auf dem einen 
als auf dem andern Gebiet jsu der Annahme eines Zuaammen- 
haugs tOhren. 

Die bisher dargelej?ten Gedanken-^ünge müssen, wie sciiou 
erwähnt, in erster Linie bei der viel veriiaiidolton Frage Be- 
acliüin^^ tintleii. ob die niodihcirton Socieluii n s modernen 
Keclits als Sociutaten odci- als Jinistisrhe Personen aufzufassen 
seien. Zui- weiteren Illustration des Vorgctra^^enen will ich 
noch auf die Theonc, welche Gierke in dieser Richtung auf- 
gestellt hat, wenigatena soweit eingehen, um die Anweudimg 
der von mir vertretenen Anachannng zeigen und die sich ans 
ihr ei'gebende Frageatellong klar legen zu können. 

Gierko verlangt in seiner Genossensohaftstheorie (S. 79), 
daaa die roodificirten Societftten als juristische Personen ain- 
erkannt wei'den aollen und dasa daneben noch, falls die ataat- 
Hche Verleihung juristiacher PeraönHchkeit vorkommt, eine 
besondere Art aaturitattv anerkannter und mit gewissen Pri- 
vilegien versehener juristischer Personen angenommen wird. 
Bei dieser Auffassung wird auf jene modificirten Societäten 
nicht das volle liccht der juristischen Personen angewandt und 
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man gelangt so an oinar Dreiteilung in Sooietaten^ gewöhnliche 
und privflegirte juristiaohe Personen. 

Oierke wird natOrlieh die Rechtfertigung seiner Be«. 
hauptong in erster Linie in seinem KOrperschaftsbegrifif finden 
and hierauf kann in diesem Zusammenhang nicht näher ein- 
gegangen werdttü. 

Femer kuin ich die Behauptung Gierkes, dass diese 
modificirten Societaten juristische Personen seien, hier nicht 
näher besprechen, da die niotliodischcn Omndla<?en dieser 
Frage schon im Bishorigeti jj^fiiiigfiid erörtert sind, «miic Knt- 
srlu'idung dw Vin^v selbst n\>i-v in (lifsi'iii Zusaiiuut-iihaii'; 
nicht, beabsichtigt wird. Ich will liier mir die Fiage bohaiideln, 
welche Voraussetzungen erfüllt sein müssen, um j»'no Drei- 
teilung zu rechtfertigen und welcher Sinn und Wert derselben 
eventuell beizulegen ist. 

Die Dreiteilung könnte sich zunächst ausschliesslich vom 
Standpunkt der FtHmulirung oder Klassifikation aus recht- 
fertigen. Es könnte sich ergeben, dass ausserhalb der staat- 
lich anerkannten juristischen Personen auch noch vermögens- 
rechtliche Ersdieinungen vorkommoi, welche die Anknilpfimg 
des VennQgens an einen nenen Benehungspnnkt notwendig 
machen, wenn auch das .volle Recht der juristiscken Person 
keine Anwendung finden kann. Dass sich übrigens dieses 
Resultat ergeben sollte, ist nach den obigen Au^fthrungen 
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nicht wahrscheinlich. Viel eher könnte ea sein, dass sieh die 
Annahme eines selbständigen Beziehungsponktee für das Ver- 
mögen nur als naheliegend erweist. Damit verliert aber, wie 
oben schon gezeigt warde, die Frage an Bedeutung und 
noch mehr dürfte dies dann der Fall sein, wenn sich die 
Bildung einer selbetttudigen Gruppe nicht auf den Vor^ 
schlag einer besonderen juristischen Formulirung, sondern 
niu' auf die verschiedene wirtsoUafUicbe Bedeutung der in 
Fraß^e stehondon reclitlichen Erscheimm^n stfittdi. Das« 
den modernen Voroinnii zur Voiffil-^utig goineiiuiuL/.iger, 
wissenschaftlichei . kuiistlniischtsr Zwec ke eine andere wirt- 
ssliutlliciie Bedcutiuij^ /.iikomnjt, als den Gebilden, wehdie die 
nimi.sclnMi Juristen hei Be.sjuwhung der Öocietät im Auge haben, 
ist uatüi lie)) nicht in Abrede zu stellen und wenn deshalb jemand 
derartigt! Vereine unter irgend einem Xamen zusammenfassen 
will, so wird dagegen nichts uinzuwendon sein. Nur wenn es sich 
um die Einführung eines neuen Begriffs mit festem technischem 
Namen in die Jurisprudenz handelt, so wird zu beachten sein, 
dass jede Vermehrung unserer technischen Ausdrücke für die 
Lernenden und zugleich für dieUebersicbtlichkeit unserer Wissen- 
schaft von Uebel ist, so dass die Einführung eines neuen 
terminus technicus durch eine wertvolle Verwendung, die von. 
demselben gemacht werd^ kann, zu rechtfertigen ist. Und 
dann wird noch weiter zu berücksichtigen sein, ob eine sdiarfe 
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Abgrenmiig der durch den neuen Begriff und Namen aa- 
sammengefaesten i^tle mOglidi ist 

Aber auch hier kann ee sich nicht blos um Formu- 
liruoge- und Klaasifikationsfragen, sondern auch wieder darum 
handeln, ob nicht auf Qrund von Zusammengehörigkeiten 
irgend welcher Art eine wert- und bedeutungsvolle Begriffs» 
bildung zu erzielen ist. Die modificirten Societaten entstehen 
aaerkanntennasaen wie die Societaten des römischen Hechte 
durch den Parteiwillen und unterscheiden sicfi von (l(>n letz- 
teren dui rli eine Anzahl v(hi Mt i kmalen. die bei der Winiisrhon 
8ocictas nicht vurkoinim'n kimnlcii. \\'eiui mm /.wisclicn diesen 
Merkmalen ein derartiger Zusanuiu;nhaiig bostümiis dass der 
Partciwille, welcher die einen statiiirt hat, im Zweifel auch 
auf die andern gericlitet ist. so wäre mit eiueni diese Zunam- 
mengehOrigkeit zum Ausdriu k biingenden Begritl" der modi- 
ficirten Societftt ein wertvoller Begriff des dispoeitiven Hecht« 
gegeben, der zur Ergänzung des Parteiwillens verwendet werden 
könnte. Und hierin würde eine vollst&ndige Rechtfertigung 
dalür liegen, die modificirte Societät der gewöhnlichen So- 
cietftt als selbständigen Begriff gegenfiberzusteUen und die 
Sondenmg würde unabhängig davon sein, ob bei den modi- 
ficirten Societftteu die Anknüpfung des Vermögens an ein ' 
neues Subjekt stattfindet oder ob sie in dieser Richtung von den 
gewöhnlichen Societftt«! nicht unterschieden werden. 
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X. 

Aus der Darstellung des letzten Abechnitt« ergibt sich, 
data dem Begriff juristische Person eine verschiedenartig« Ver- 
wendung sakommen kann und dass infolge davon auch vei^ 
sohiedenartige G-esichtepunkte auf seine Bestimmung und Ab- 
grensung Einfloas haben können. 

Aua dem Begriff äer juristssdien Person, respektive ans 
der AnknQpfiing eines Vermögens an einen s von 
den beteiligten Menschen verachiedoien Besiehungspunkt er- 
geben sich gewisse Konsequenzen und der Gesetzgeber kann 
sich infolge davon des Begrifta der juristiBoben Person bo- 
pieneii, um juiie Konsequenzen anzuordnen. Bei dioHem 
gesetzgeberischen Vorgehen ist auch möglich, dass durch 
positive Btvstiiniium^^ noch Weiteres in den Begriff der juris- 
tischen Person hineinge]e;2:t wird, was dann stetw ab ange- 
ordnet gilt, sobald eine juitötietchc Person entstanden int. 

• 11 
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In dem Begriff der juristischen Person kann nun aber 
auch der Oedanke liegen, das» die Merkmale der jui'istiBchen 
Person gqsarom en gehören , so dass ans dem Vorhandensein des 

einen auf die andern geschlossen werden kann. Wir erhalten 
dann einen Interpretati<)iisi>egiiü' oder einen Begriff des dis- 
positiven Rechts, Je nachdem die Znsanunungehörigkt it in dem 
veruuitiii }ii n Willen d&a Geaeizgebers oder in dem der Paxteieu 
ihren (xrund hat. 

Die juristische Person kann endlich als Fornndinings» 
mittel in Betracht kommen, indem durcli ihre Verwcudung 
die passendste und sacbgemässeste Darstellung gewisser Rechts- 
verh&ltnisse erzielt wird. 

Der Begriff der juristisohen Person ist in gewissem Um- 
issig bei allen diesen Vei'wenduugsarten derselbe; es liegt in 
demselben stets, dass das Vermögen mit einem selbständigen 
BeKiehungspunkt in Verbindung gebracht wird. Die verschiedene 
Vorwendung des Begriffs hat darin ihr^ Grund, dass dieselbe 
sowohl durch den Oesetsgeber als durch die Wissenschaft er- 
folgen kann, üer Gesetzgeber kann, wie schon bemerkt, durch 
Verwendung des Bt:;j;iiffs gewisse rcclithchr AVirkuugen an- 
ordnen, wäiuend du: \Visht'U.st:ha{t von gegebenen rechtlichen 
Wirkmigen auszugehen mid auf ilir^cUii-n untfr Umständen 
den Begriff der juristischen Person anzuwenden liat. Diese 
Anwendung ist dann eine einfache, wenn alle Konsequenxen 
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des Begriffs realisirt sind. Soll aber mit dein Begrifl' der 
juristischen Person auch dann operirt werden, wenn in den 
zunAcbst positiv gegebenen Bestimmungra, die einen Verein 
betreffen, nicht das volle Becbt der juristischen Pei'son ent- 
halten ist, so mttssen Bestimmungen in der Richtung ▼orliegen, 
dasa au<^ eineelne Merkmale der juristischen Person hinreichen, 
um die Annahme derselben am rechtfi»iigen. Diese Bestim- 
mungen künn«n darin ihren Grund haben, dass gewisse Merk« 
male schon für sich allein die Annahme einer juristischen 
Peraon empfehlenswert machen, insbesondere aber darin« dass 
einzelne Merkmale wegen eines vorhandenen Zusammenhangs 
die andern naol) dorn vi i mutüchen Willen des Gesetzgebers 
oder der raiteieii nach sicli ziehen. Soll< ti rechtliche Ei-schei- 
nungen, die nicht ausdriu klirh vom Gesetz^cbci aU juristische 
Personen anerkannt sind und bei denen nicht da*« volle 
Recht derselben ausdrücklich stiitnirt ist, doch dem Broriff der 
juristisr hen Person unterstellt werden, so müssen in den BegrÜf 
noch Bestimmungen darüber aufgenommen werden, welche 
Merkmale für die Annahme einer juristischen Person ent- 
scheidend sind und der Begriff bildet dann den abgekürzten 
Ausdruck fQr gewisse Interpretationen, die in Bezug auf 
d^ Willen des Gesetzgebers oder der Parteien zulflseig sind. 
Die Funktion des Begriffe der juristischen Person, dass 

sich der Oesetegeber desselben bedienen kann, um bestimmte 

11* 
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WukiuifXf'n anzuorfhu'n , i-;t niclit. zu b»*an5*tfindßn. Ob der 
Begriff auch noch andere Funktionen haben kann, für den er 
durch weitere Präcisimng erst brauchbar zn nnu-hen ist, h&ogt 
dATtm ab, ob sich die schon mohrfach erwaliuten Zusammen- 
liftnge ntichweisen lassen. Auf diese wird sich deshalb die 
I>B(ailunter8achung ia erator Linie zu richten haben. Hermann 
L o tse beseichnet in der Einleitung ssiner Logik die begründete 
yerknflpfiing des ZusanunengehQrigen als die Aufgabe des 
menschlichm Denkens und damit stimmt nun auch die vor- 
liegende Untersuchung in ihrem allgemeinsten Resultat überetn. 

Wer sieh bei einer wissenschaftlichen Arbeit auf Pfaden 
bewegt, die von der allgemein betretenen Heerstrasse mehr oder 
weniger entfernt sind und häufig Ansichten Anderer bekämpft, der 
wäre thörif'ht. wenn er es nicht für möglicli und wahrscheinlich 
hiehe, dass er selbst Fehler gemacht hat. Vnd diese Wahr- 
sjclu.'itiliclikoit ist imi st» giüsser als hier tlic inrt hodischen Be- 
traohtuiitrcn piiblicirt worden, bevor dio inatcrirllfn linter- 
such uiigcu zum Abschluss gebracht sind. >Jur in einer Richtung 
scheint mir ein Fehler kaum möglich zu sein. Iii der bia- 
herigen Xiitteratnr finden sich derartige methodische Untcr- 
snehungen, wie ich sie hier aagestelit habe, nicht. Man glaubt, 
ich mochte sagen ins Blaue hinan, nach Wesen und Natur 
der juristischen Personen im Allgemeinen oder wenigstens 
unter Beschränkung auf da« rOmisi^e, das moderne Bedii 
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fragen, diese Fragen durch eine Ijiurze Definition fassen 
und deu Streit um die letzteren, um die Abgrenzung der ja- 
ristischen Person, um die Beseitigung derselben durch. Aner- 
tmniing des ZweckvermOgens behan de ln und ssam Auatrag 
bringen zu kOnnen, ohne eich vorher genau über den Sinn der 
Fragen und die Mittel der Loanng yerstBiidigt bu haben. Boss 
diese Anschauung unhaltbar und methodische Betrachtungen 
in der Lehre von der joristischen Person notwendig sind, 
wird hoffentlich aus der yontehenden Üntersuchung hervor- 
gehen. 
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